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74. Kundmachung der Landesregierung vom 12. November 1996 über die Wiederverlautbarung des Tiroler
Flurverfassungslandesgesetzes 1978

74. Kundmachung der Landesregierung vom 12. November 1996
über die Wiederverlautbarung des Tiroler Flurverfassungs-
landesgesetzes 1978

Artikel I
(1) Auf Grund des Art. 41 der Tiroler Lan-

desordnung 1989, LGBl. Nr. 61/1988, wird in
der Anlage das Tiroler Flurverfassungslandes-
gesetz 1978, LGBl. Nr. 54, unter Berücksich-
tigung der durch die Gesetze LGBl. Nr.
18/1984 und 27/1996 erfolgten Änderungen
wiederverlautbart.

(2) Die wiederverlautbarte Rechtsvorschrift
ist als „Tiroler Flurverfassungslandesgesetz
1996 (TFLG 1996)“ zu bezeichnen.

(3) Das Tiroler Flurverfassungslandesge-
setz, LGBl. Nr. 32/1952, ist in seiner ur-
sprünglichen Fassung mit 22. Dezember 1952
in Kraft getreten. Es wurde unter Berücksich-
tigung der durch die Gesetze LGBl. Nr.
19/1966 und 33/1969 erfolgten Änderungen im
LGBl. Nr. 34/1969 als Tiroler Flurverfas-
sungslandesgesetz 1969 wiederverlautbart.
Das Tiroler Flurverfassungslandesgesetz 1969
wurde unter Berücksichtigung der durch die
Gesetze LGBl. Nr. 69/1973, 92/1976 und
48/1978 erfolgten Änderungen im LGBl. Nr.
54/1978 als Tiroler Flurverfassungslandesge-
setz 1978 wiederverlautbart.

Artikel II
Dem Abs. 2 des § 87 des Tiroler Flurverfas-

sungslandesgesetzes 1978 ist durch Art. II
Abs. 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 18/1984 mate-
riell derogiert worden. Diese Bestimmung wird
daher als nicht mehr geltend festgestellt. Der
bisherige Abs. 3 des § 87 des Tiroler Flurver-
fassungslandesgesetzes 1978 erhält die Ab-
satzbezeichnung „(2)“.

Artikel III
Art. II Abs. 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 18/

1984, das mit 8. März 1984 in Kraft getreten
ist, lautet:

„Verfahren nach dem 2. Hauptstück des Ti-
roler Flurverfassungslandesgesetzes 1978, die
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes noch nicht abgeschlossen sind, sind nach
den Vorschriften des 2. Hauptstückes des Tiro-
ler Flurverfassungslandesgesetzes 1978 in der
Fassung des Art. I dieses Gesetzes zu Ende zu
führen. In solchen Verfahren erlassene Be-
scheide, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes in Rechtskraft erwachsen sind, bleiben
unberührt.“

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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1 .  H A U P T S T Ü C K
Zusammenlegung land- 

und forstwirtschaftlicher Grundstücke
1 .  A b s c h n i t t

§ 1
Ziele und Aufgaben 

der Zusammenlegung
(1) Im Interesse der Schaffung und Erhal-

tung einer leistungsfähigen Landwirtschaft
können die Besitz-, Benützungs- und Bewirt-
schaftungsverhältnisse im ländlichen Lebens-
und Wirtschaftsraum durch Neueinteilung und
Erschließung des land- und forstwirtschaftli-
chen Grundbesitzes sowie Ordnung der recht-
lichen und wirtschaftlichen Grundlagen der
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe nach
zeitgemäßen volks- und betriebswirtschaftli-
chen Gesichtspunkten im Wege eines Zusam-
menlegungsverfahrens verbessert oder neu ge-
staltet werden.

(2) Zur Erreichung dieser Ziele sind in er-
ster Linie die Nachteile abzuwenden, zu mil-
dern oder zu beheben, die verursacht werden
durch:

a) Mängel der Agrarstruktur (wie z. B. zer-
splitterter Grundbesitz, ideell oder materiell
geteiltes Eigentum, ganz oder teilweise einge-
schlossene Grundstücke, ungünstige Grund-
stücksformen, unwirtschaftliche Betriebs-
größen, beengte Orts- und Hoflage, unzuläng-
liche Verkehrserschließung, ungünstige Gelän-
deformen, ungünstige Wasserverhältnisse)
oder

b) Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen
Interesse (wie z. B. Errichtung, Änderung oder
Auflassung von Eisenbahnen, Straßen und
Wegen, Wasserläufen, Wasserversorgungs-,
Energieversorgungs- oder Abwasseranlagen,
Hochwasser-, Wildbach- oder Lawinenschutz-
bauten).

(3) Land- oder forstwirtschaftliche Grund-
stücke im Sinne dieses Gesetzes sind Grund-
stücke, die im Rahmen eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebes der Erzeugung von
Pflanzen, ihrer Bringung oder ihrer Verwertung
dienen, einschließlich naturnaher Strukturele-
mente der Flur (wie z. B. Böschungsflächen,
Heckenstreifen, Feldraine). Hiezu zählen auch
Grundstücke, die ohne erheblichen Aufwand
diesen Zwecken zugeführt werden können, so-

wie Wohn- und Wirtschaftsgebäude samt
Hofräumen.

§ 2
Zusammenlegungsgebiet

(1) Das Zusammenlegungsgebiet ist unter
Bedachtnahme auf örtliche oder wirtschaftli-
che Zusammenhänge so zu begrenzen, daß die
Ziele der Zusammenlegung im Sinne der Be-
stimmungen des § 1 möglichst vollkommen er-
reicht werden.

(2) Gegenstand der Zusammenlegung sind
alle im Zusammenlegungsgebiet liegenden
Grundstücke (einbezogene Grundstücke). Die-
se gliedern sich in:

a) die der Zusammenlegung unterzogenen
Grundstücke, das sind Grundstücke im Sinne
des § 1 Abs. 3 und nicht land- oder forstwirt-
schaftliche Grundstücke im Sinne des § 16
Abs. 3;

b) die in Anspruch genommenen Grund-
stücke, das sind nicht land- oder forstwirt-
schaftliche Grundstücke, die im Rahmen der
Neuordnung nur für Grenzänderungen oder für
die Herstellung gemeinsamer Anlagen benötigt
werden.

§ 3
Einleitung des Verfahrens

(1) Die Agrarbehörde hat das Zusammenle-
gungsverfahren nach Anhören der Landes-
landwirtschaftskammer von Amts wegen mit
Verordnung einzuleiten.

(2) In der Verordnung ist das Zusammenle-
gungsgebiet entweder durch Angabe der Be-
grenzungen oder durch Anführung sämtlicher
Grundstücke festzulegen.

(3) Die Landeslandwirtschaftskammer hat
ihre Stellungnahme zur beabsichtigen Einlei-
tung des Zusammenlegungsverfahrens inner-
halb einer Frist von zwei Monaten nach Auf-
forderung der Agrarbehörde bekanntzugeben,
widrigenfalls anzunehmen ist, daß von ihr Be-
denken oder Einwendungen gegen die Einlei-
tung des Verfahrens nicht vorgebracht werden.

(4) Sind nach Ansicht der Landeslandwirt-
schaftskammer die Voraussetzungen für die
Einleitung des Zusammenlegungsverfahrens
nicht gegeben, so darf die Verordnung nach
Abs. 1 vorerst nicht erlassen werden. Die
Agrarbehörde kann jedoch nach Ablauf eines
Jahres nach neuerlichem Anhören der Landes-
landwirtschaftskammer ungeachtet einer all-

Anlage

Tiroler Flurverfassungslandesgesetz 1996 (TFLG 1996)
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fälligen Aufrechterhaltung der negativen Stel-
lungnahme das Zusammenlegungsverfahren
einleiten, wenn nach ihrer Ansicht die Voraus-
setzungen des § 1 vorliegen.

§ 4
Nachträgliche Einbeziehung oder
Ausscheidung von Grundstücken

(1) Während des Verfahrens sind weitere
Grundstücke mit Bescheid in das Zusammen-
legungsgebiet einzubeziehen, wenn die Einbe-
ziehung für die Herstellung gemeinsamer An-
lagen, zur Durchführung gemeinsamer Maß-
nahmen oder zur Erzielung einer zweckmäßi-
gen Flureinteilung erforderlich ist.

(2) Grundstücke, die zur Erreichung der Ver-
fahrensziele nicht benötigt werden, sind aus
dem Zusammenlegungsgebiet mit Bescheid
auszuscheiden. Der Antrag einer Partei auf
Ausscheidung von Grundstücken ist nur bis
zum Eintritt der Rechtskraft des Bewertungs-
planes zulässig.

§ 5
Einstellung des Verfahrens

Treten im Zusammenlegungsgebiet oder in
einem Teil davon im Laufe des Verfahrens Um-
stände ein, die den Zweck der Zusammenle-
gung (§ 1) nicht mehr erreichen lassen, so hat
die Agrarbehörde das Verfahren für das ge-
samte Zusammenlegungsgebiet bzw. für den
betreffenden Teil davon nach Anhören der Lan-
deslandwirtschaftskammer und des Ausschus-
ses der Zusammenlegungsgemeinschaft mit
Verordnung einzustellen. § 3 Abs. 3 gilt sinn-
gemäß.

§ 6
Eigentumsbeschränkungen

(1) In der Verordnung nach § 3 können nach-
stehende Eigentumsbeschränkungen vorge-
schrieben werden:

a) In das Verfahren einbezogene Grund-
stücke dürfen nur mit Bewilligung der Agrar-
behörde anders als bisher genutzt werden; dies
gilt nicht für Maßnahmen, die zur Aufrechter-
haltung des ordentlichen Wirtschaftsbetriebes
erforderlich sind;

b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedun-
gen, Wege und ähnliche Anlagen dürfen nur mit
Bewilligung der Agrarbehörde neu errichtet,
wiederhergestellt, wesentlich verändert oder
entfernt werden.

(2) Eine Bewilligung nach Abs. 1 ist zu ver-
sagen, wenn das geplante Vorhaben den Zu-
sammenlegungserfolg beeinträchtigen könnte.
Solange sie nicht vorliegt, leidet eine nach an-
deren landesrechtlichen Vorschriften erteilte

Bewilligung (Genehmigung, Zustimmung) an
einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler (§ 68
Abs. 4 Z. 4 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51).

(3) Sind entgegen den Beschränkungen nach
Abs. 1 auf Grundstücken Änderungen vorge-
nommen oder Anlagen errichtet worden, so ist
darauf im Verfahren nicht Bedacht zu nehmen.
Hindern sie die Zusammenlegung, so ist die
Wiederherstellung des früheren Zustandes auf
Kosten des Verursachers zu verfügen.

§ 7
Zusammenlegungsgemeinschaft

(1) Die Eigentümer der Grundstücke, die der
Zusammenlegung unterzogen werden, bilden
die Zusammenlegungsgemeinschaft. Sie ist ei-
ne Körperschaft des öffentlichen Rechtes und
wird mit Verordnung begründet. Sie ist mit Ver-
ordnung aufzulösen, wenn sie ihre Aufgaben
erfüllt hat.

(2) Die Zusammenlegungsgemeinschaft hat
die gemeinschaftlichen Interessen ihrer Mit-
glieder wahrzunehmen, die Agrarbehörde bei
der Neuordnung des Zusammenlegungsgebie-
tes und in wirtschaftlichen Fragen zu beraten
sowie im Auftrag und unter Aufsicht der Agrar-
behörde die ihr zur Besorgung zugewiesenen
Aufgaben und Maßnahmen durchzuführen, die
sich aus der Zusammenlegung nach diesem Ge-
setz ergeben. Sie hat insbesondere die hiefür
erforderlichen Sach-, Arbeits- und Geldauf-
wendungen zu leisten und auf ihre Mitglieder
umzulegen.

(3) Wenn die Zusammenlegungsgemein-
schaft zur besseren Durchführung des Zusam-
menlegungsverfahrens Grundstücke im Zu-
sammenlegungsgebiet erwirbt, gelten hiefür
die Bestimmungen des § 32 sinngemäß.

§ 8
Organe 

der Zusammenlegungsgemeinschaft
(1) Die Organe der Zusammenlegungsge-

meinschaft sind:
a) der Ausschuß,
b) der Obmann.
(2) Dem Ausschuß gehören an:
a) eine von der Agrarbehörde festzusetzen-

de Zahl von Eigentümern der der Zusammen-
legung unterzogenen Grundstücke;

b) der Bürgermeister der von der Zusam-
menlegung betroffenen Gemeinde; bei Besor-
gung dieser Aufgaben ist er in einer Angele-
genheit des eigenen Wirkungsbereiches der
Gemeinde tätig.
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(3) Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses
ist von der Agrarbehörde in der Verordnung
über die Begründung der Zusammenlegungs-
gemeinschaft je nach der Größe der Zahl der
Eigentümer der der Zusammenlegung unter-
zogenen Grundstücke mit 5 v. H. derselben, je-
doch mit mindestens drei und höchstens zehn
festzusetzen.

(4) Die Mitglieder des Ausschusses gemäß
Abs. 2 lit. a und eine gleiche Anzahl von Er-
satzmitgliedern sind von den Eigentümern der
der Zusammenlegung unterzogenen Grund-
stücke aus ihrer Mitte in geheimer Wahl zu
wählen.

(5) Für die Wahl gelten folgende Bestim-
mungen:

a) die Wahl ist mit Verordnung auszuschrei-
ben und von einem Organ der Agrarbehörde zu
leiten;

b) jedem Mitglied der Zusammenlegungs-
gemeinschaft steht eine Stimme zu;

c) als gewählt gelten jene Mitglieder (Er-
satzmänner), die die meisten Stimmen auf sich
vereinen;

d) jedes Mitglied der Zusammenlegungsge-
meinschaft ist verpflichtet, die Wahl anzuneh-
men.

(6) Die Ausschußmitglieder haben unmittel-
bar nach ihrer Wahl unter Leitung eines Orga-
nes der Agrarbehörde aus ihrer Mitte den Ob-
mann und dessen Stellvertreter zu wählen.

(7) Eine Neuwahl ist durchzuführen,
a) wenn es mindestens die Hälfte der Aus-

schußmitglieder verlangt;
b) wenn es die Agrarbehörde anordnet, weil

der Ausschuß seine Aufgaben vernachlässigt,
oder

c) wenn sich die Zahl der Ausschußmitglie-
der trotz Heranziehung der Ersatzmitglieder
um die Hälfte vermindert hat.

§ 9
Aufgaben des Ausschusses 

und des Obmannes
(1) Dem Ausschuß obliegt:
a) die Beschlußfassung in allen Angelegen-

heiten, die gemäß § 7 Abs. 2 der Zusammenle-
gungsgemeinschaft zur Besorgung übertragen
sind; dazu gehört auch die Einleitung oder die
Fortsetzung eines Rechtsstreites;

b) die Beratung der Agrarbehörde bei der
Durchführung des Verfahrens in wirtschaftli-
chen Fragen, insbesondere bei der Bewertung
der in das Verfahren einbezogenen Grund-
stücke, bei der Ausarbeitung der Grundzüge

der neuen Flurgestaltung und des Projektes der
gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen;

c) die Bestellung der zur Besorgung seiner
Aufgaben allenfalls erforderlichen Hilfskräfte.

(2) Der Ausschuß ist vom Obmann minde-
stens einmal jährlich sowie dann einzuberufen,
wenn Beschlüsse nach Abs. 1 erforderlich sind
oder die Mehrheit der Ausschußmitglieder es
verlangt. Die Agrarbehörde kann ebenfalls den
Ausschuß einberufen.

(3) Der Obmann hat den Mitgliedern der Zu-
sammenlegungsgemeinschaft in einer Vollver-
sammlung über die bisher durchgeführten und
die im laufenden Jahr beabsichtigten Baumaß-
nahmen und über sonstige wichtige Angele-
genheiten zu berichten.

(4) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn
sämtliche Mitglieder eingeladen wurden und
der Obmann sowie mehr als die Hälfte der Mit-
glieder anwesend sind. Bei Verhinderung von
Mitgliedern sind Ersatzmänner einzuberufen.

(5) Der Ausschuß beschließt mit einfacher
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Obmannes. Der Ob-
mann hat Beschlüsse, durch die der Zusam-
menlegungsgemeinschaft Verbindlichkeiten
auferlegt werden, unverzüglich der Agrarbe-
hörde mitzuteilen; sie bedürfen zu ihrer Rechts-
wirksamkeit der Genehmigung der Agrarbe-
hörde; Beschlüssen, die gegen gesetzliche Be-
stimmungen verstoßen oder aus wirtschaftli-
chen Gründen unzweckmäßig sind, ist die Ge-
nehmigung zu versagen; die Genehmigung gilt
als erteilt, wenn sie nicht innerhalb zweier Mo-
nate ab Einlangen der Mitteilung bei der Agrar-
behörde versagt wird.

(6) Der Obmann hat bei den Ausschußsit-
zungen den Vorsitz zu führen und die Be-
schlüsse zu vollziehen. Er vertritt die Zusam-
menlegungsgemeinschaft nach außen.

(7) Zu allen Vertretungshandlungen, durch
die der Zusammenlegungsgemeinschaft Ver-
bindlichkeiten erwachsen, ist der Obmann nur
gemeinschaftlich mit einem weiteren Aus-
schußmitglied befugt; dies gilt insbesondere
für die Fertigung von Urkunden.

(8) Im Falle der Verhinderung des Obman-
nes sind seine Geschäfte vom Obmannstell-
vertreter zu führen.

§ 10
Die Agrarbehörde hat die Eigentümer der im

Zusammenlegungsgebiet gelegenen Grund-
stücke über die Rechtslage sowie über die vor-
aussichtliche Dauer und die voraussichtlichen
Kosten des Verfahrens aufzuklären.
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§ 11
Aufsicht 

über die Zusammenlegungsgemeinschaft
Über Streitigkeiten, die zwischen der Zu-

sammenlegungsgemeinschaft und ihren Mit-
gliedern oder den Mitgliedern untereinander
aus dem Mitgliedschaftsverhältnis entstehen,
hat die Agrarbehörde mit Ausschluß des
Rechtsweges zu entscheiden.

§ 12
Feststellung des Besitzstandes

(1) Die Agrarbehörde hat das Eigentum und
die sonstigen Rechtsverhältnisse an den
Grundstücken auf Grund der Eintragungen im
Grundbuch unter Berücksichtigung der Rech-
te dritter Personen, das Ausmaß und die Lage
der Grundstücke auf Grund der Eintragungen
und Darstellungen im Grundsteuer- oder
Grenzkataster zu erheben und das Ergebnis der
Erhebungen mit den Parteien zu überprüfen.

(2) Die Agrarbehörde kann durch öffentli-
chen Anschlag in der betreffenden Gemeinde
während vier Wochen auffordern, Grunddienst-
barkeiten und Reallasten, die im Grundbuch
nicht eingetragen sind, innerhalb von sechs
Wochen ab dem Beginn des Anschlages bei der
Agrarbehörde anzumelden. Auf solche Rechte,
die nicht innerhalb dieser Frist angemeldet wer-
den, ist im weiteren Verfahren nur dann Bedacht
zu nehmen, wenn § 20 Abs. 8 dem nicht entge-
gensteht. Auf diesen Umstand ist im öffentli-
chen Anschlag ausdrücklich hinzuweisen.

(3) Über das Ergebnis der gemäß Abs. 1 vor-
genommenen Erhebungen ist ein Bescheid
(Besitzstandsausweis) zu erlassen. In diesem
sind die der Zusammenlegung unterzogenen
Grundstücke getrennt von den in Anspruch ge-
nommenen Grundstücken nach Eigentümern
geordnet auszuweisen; weiters sind die Kata-
stralgemeinde, die Zahlen der Grundbuchsein-
lagen, die Grundstücksnummern und die Aus-
maße der einzelnen Grundstücke anzuführen.

§ 13
Bewertung der Grundstücke

(1) Die Bewertung der Grundstücke hat auf
Grund übereinstimmender, den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechender Erklärungen der
Parteien oder unter Mitwirkung der Zusam-
menlegungsgemeinschaft im Wege der Ermitt-
lung durch die Agrarbehörde (amtliche Be-
wertung) nach gleichartigen, für jedes Grund-
stück, unabhängig von seiner Zuordnung zu ei-
nem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb
und unabhängig von der Person des jeweiligen

Besitzers, anzuwendenden Wertermittlungs-
grundlagen zu erfolgen.

(2) Bei der Bewertung landwirtschaftlicher
Grundstücke ist jedes Grundstück, bei ver-
schiedener Beschaffenheit seiner Teile jeder
Grundstücksteil, nach dem Nutzen zu schätzen,
den es bei üblicher ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung nachhaltig gewähren kann.

(3) Die amtliche Bewertung hat zu erfolgen:
a) durch Festlegung der der Bewertung zu-

grundeliegenden Bonitätsklassen an Hand von
Mustergründen;

b) durch Einreihung der einzelnen Grund-
stücke oder Grundstücksteile in die einzelnen
Bonitätsklassen;

c) durch die Ermittlung des Vergleichswer-
tes jeder einzelnen Bonitätsklasse nach dem
Nutzen. Die Vergleichswerte sind in Zahlen
(Punkten) auszudrücken.

(4) Bei der Bewertung der Grundstücke sind
auch die auf den Grundstücken ruhenden
Lasten, wie beispielsweise Zaunlasten, Lei-
tungsrechte und dergleichen, sowie die aus der
Lage des Grundstückes sich ergebenden Nut-
zungsbeschränkungen, wie beispielsweise
Lage in einem Quell- und Brunnenschutzge-
biet, Grundwasserschutz- und Grundwasser-
schongebiet, Naturschutzgebiet, hochwasser-
oder lawinengefährdeten Gebiet und mit den
Grundstücken verbundene Mitgliedschaften an
Realgemeinschaften, wie beispielsweise Was-
sergenossenschaften, Bringungsgemeinschaf-
ten und dergleichen, zu berücksichtigen.

(5) Das Zugehör der Grundstücke ist geson-
dert zu schätzen.

(6) Der Zusammenlegung unterzogene
Grundstücke mit besonderem Wert, wie
Grundstücke im Bauland, Sonder- und Vorbe-
haltsflächen, Schottergruben und dergleichen,
und in Anspruch genommene Grundstücke 
(§ 2 Abs. 2 lit. b) sind entweder mit einem Punk-
tezuschlag zu bewerten, der dem Unterschied
zwischen dem kapitalisierten Nutzen (Abs. 2)
und dem Verkehrswert gleichkommt, oder,
wenn ein landwirtschaftlicher Nutzen nicht an-
fällt, nach dem Verkehrswert zu schätzen. Der
Verkehrswert ist der Preis, der im gewöhnli-
chen Geschäftsverkehr nach der Beschaffen-
heit der Grundstücke ohne Rücksicht auf un-
gewöhnliche oder persönliche Verhältnisse so-
wie ohne Rücksicht auf die Zusammenlegung
bei einer Veräußerung ortsüblich zu erzielen
wäre. Der äußerlich nicht erkennbare beson-
dere Wert von Grundstücken ist durch die Par-
teien geltend zu machen. Die Agrarbehörde hat
die Parteien ausdrücklich darauf hinzuweisen.
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(7) Die Bewertung nach Abs. 5 ist nur vor-
zunehmen, wenn im Zuge der Neuordnung die
betreffenden Grundstücke ganz oder zum Teil
einem anderen Eigentümer als Grundabfin-
dung zugewiesen werden.

(8) Bei Waldgrundstücken ist der Boden-
und der Bestandeswert getrennt zu schätzen.

§ 14
Bewertungsplan

(1) Über die Ergebnisse der Bewertung im
Sinne des § 13 Abs. 2 und 3 ist ein Bescheid
(Bewertungsplan) zu erlassen.

(2) Dieser besteht aus:
a) einer planlichen Darstellung (Bewer-

tungskarte);
b) einer Zusammenstellung der Bewer-

tungsgrundlagen im Sinne des § 13 Abs. 3;
c) einer nach Eigentümern geordneten Zu-

sammenstellung der der Zusammenlegung un-
terzogenen Grundstücke unter Anführung der
Katastralgemeinde, der Zahl der Grundbuchs-
einlage, der Grundstücksnummer, des Aus-
maßes der Flächen der einzelnen Bonitätsklas-
sen und des in Punkten ausgedrückten Gesamt-
vergleichswertes jedes einzelnen Grundstückes.

(3) Gegen den Bewertungsplan steht den
Parteien sowohl hinsichtlich eigener als auch
hinsichtlich fremder Grundstücke die Beru-
fung offen.

§ 15
Neubewertung der Grundstücke

(1) Treten Wertänderungen durch Elementa-
rereignisse oder durch Änderungen der
Flächenwidmung nach der Bewertung, jedoch
vor der vorläufigen Übernahme der Abfin-
dungsgrundstücke ein, so sind die betroffenen
Grundstücke neu zu bewerten.

(2) Das Ergebnis der Neubewertung ist in
einem den Bewertungsplan abändernden Be-
scheid (Neubewertungsplan) zusammenzufas-
sen; die Bestimmungen des § 14 gelten sinn-
gemäß.

§ 16
Neuordnung

(1) Gegenstand der Neuordnung des Zu-
sammenlegungsgebietes ist die Festlegung der
gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen, der
neuen Flureinteilung sowie der dieser entspre-
chenden Eigentums- und sonstigen Rechtsver-
hältnisse. Die Agrarbehörde hat hiebei eine Ge-
samtlösung in rechtlicher und wirtschaftlicher
Hinsicht anzustreben und auf eine geordnete
Entwicklung des ländlichen Lebens-, Wirt-
schafts- und Erholungsraumes sowie der Be-
triebe Bedacht zu nehmen. Die Grundzüge der

Neuordnung sind mit dem Ausschuß der Zu-
sammenlegungsgemeinschaft (§ 9 Abs. 1 lit. b)
und mit der Landeslandwirtschaftskammer zu
beraten. Die Agrarbehörde hat auf die Bestim-
mungen des § 1 Bedacht zu nehmen, die Inter-
essen (Abfindungswünsche) der Parteien und
die der Allgemeinheit gegenseitig abzuwägen
und zeitgemäße betriebswirtschaftliche Er-
kenntnisse zu berücksichtigen.

(2) Wenn es für die Durchführung des Zu-
sammenlegungsverfahrens erforderlich ist, hat
die Agrarbehörde auch Angelegenheiten, die in
anderen Vorschriften der Bodenreform gere-
gelt sind, in das Zusammenlegungsverfahren
von Amts wegen einzubeziehen und nach Maß-
gabe der hiefür bestehenden besonderen mate-
riell-rechtlichen Bestimmungen die erforderli-
chen Maßnahmen in einem besonderen Be-
scheid oder im Zusammenlegungsplan zu ver-
fügen. Ein besonderer Bescheid über die Ein-
leitung eines derartigen Verfahrens oder über
die Einbeziehung in das Zusammenlegungs-
verfahren ist nicht erforderlich.

(3) Grundstücke, die keine land- oder forst-
wirtschaftlichen Grundstücke sind, können nur
mit Zustimmung ihrer Eigentümer der Zusam-
menlegung unterzogen und Hofstellen nur mit
Zustimmung ihrer Eigentümer verlegt werden.

(4) Grundstücke nach Abs. 3 können jedoch
ohne Zustimmung ihrer Eigentümer im not-
wendigen Ausmaß für Grenzänderungen und
für die Herstellung gemeinsamer Anlagen in
Anspruch genommen werden, sofern öffentli-
che Interessen, insbesondere im Hinblick auf
die Erfordernisse des öffentlichen Verkehrs
und der Energieversorgung, nicht entgegen-
stehen.

§ 17
Gemeinsame Maßnahmen und Anlagen
(1) Im Zusammenlegungsverfahren sind die

erforderlichen bodenverbessernden, gelände-
oder landschaftsgestaltenden Maßnahmen, wie
Kultivierungen, Erdarbeiten, Aufforstungen
und dergleichen, durchzuführen und die Anla-
gen zu errichten, die zur zweckmäßigen Er-
schließung und Bewirtschaftung der Abfin-
dungsgrundstücke notwendig sind oder sonst
den Zweck der Zusammenlegung fördern und
einer Mehrheit von Parteien dienen, wie Wege,
Brücken, Gräben, Entwässerungs-, Bewässe-
rungs- und Bodenschutzanlagen; dazu gehören
überdies Maßnahmen zur Auflockerung der
Ortslage und die Verlegung von Hofstellen in
die Feldflur. Hiebei können Straßen und Wege
sowie andere Anlagen und Objekte umgestal-
tet, umgelegt oder aufgelassen werden.
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(2) Der Grund für die gemeinsamen Anla-
gen ist von den Parteien im Verhältnis der Wer-
te ihrer Abfindungsgrundstücke zugunsten der
Zusammenlegungsgemeinschaft aufzubrin-
gen, soweit er durch vorhandene gemeinsame
Anlagen nicht gedeckt ist. Parteien, für die sich
durch die gemeinsamen Anlagen kein oder nur
ein geringfügiger Vorteil ergibt, sind von der
Grundaufbringung ganz oder teilweise zu be-
freien.

(3) Wird die Erweiterung oder die Errich-
tung einer gemeinsamen Anlage erst nach der
Übernahme der Abfindungsgrundstücke not-
wendig, so ist der erforderliche Grund von den
nach der örtlichen Lage in Frage kommenden
Parteien abzutreten.

(4) Die Agrarbehörde hat nach Anhören der
Landeslandwirtschaftskammer über die ge-
meinsamen Maßnahmen und Anlagen ein ge-
nerelles Projekt zu erstellen und dieses mit dem
Ausschuß der Zusammenlegungsgemeinschaft
im Hinblick darauf zu beraten, ob es den Ziel-
setzungen des Abs. 1 entspricht, der erforder-
liche Kostenaufwand in einem angemessenen
Verhältnis zum erzielbaren Erfolg steht und ob
es den Parteien wirtschaftlich zugemutet wer-
den kann, die Kosten zu tragen. Außerdem sind
die Behörden zu hören, die außerhalb eines Zu-
sammenlegungsverfahrens für derartige Maß-
nahmen zuständig sind. Das generelle Projekt
über die gemeinsamen Maßnahmen und Anla-
gen kann auch in Teilen für bestimmte Gebie-
te oder für bestimmte Maßnahmen und Anla-
gen erstellt werden.

(5) Das Ergebnis der Ermittlungen nach
Abs. 4 ist als Plan der gemeinsamen Maßnah-
men und Anlagen zu erlassen.

Dieser Bescheid hat
a) einen Lageplan mit der generellen Dar-

stellung der im Zusammenlegungsverfahren
zum Ausbau vorgesehenen Anlagen (Wege,
Gräben usw.) und zur Ausführung gelangenden
Maßnahmen (Bodenverbesserungen usw.) zu
enthalten,

b) die Eigentümer der Grundstücke, die für
die Durchführung der gemeinsamen Maßnah-
men oder für die Errichtung der gemeinsamen
Anlagen herangezogen werden müssen, zu ver-
pflichten, die Inanspruchnahme dieser Grund-
stücke zu dulden, und

c) der Zusammenlegungsgemeinschaft die
Durchführung der gemeinsamen Maßnahmen
sowie die Errichtung der gemeinsamen Anla-
gen und deren Erhaltung bis zur Übergabe an
die Erhaltungspflichtigen vorzuschreiben. 

Als Behelfe sind der technische Bericht und

eine Erläuterung der voraussichtlichen Kosten
beizufügen. Wenn das generelle Projekt in Tei-
len erstellt wird, ist über jeden Teil ein geson-
derter Bescheid zu erlassen.

§ 18
Vorläufige Kostentragung für die 

gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen 
und Beiträge von Nichtmitgliedern

(1) Wenn es zur Sicherstellung der Durch-
führung der gemeinsamen Maßnahmen und der
Errichtung der gemeinsamen Anlagen erfor-
derlich ist, sind die Parteien bis zur Festlegung
des endgültigen Aufteilungsschlüssels (§ 23
Abs. 2 lit. b Z. 7) je nach dem Stand des Ver-
fahrens entweder nach dem Ausmaß oder nach
dem Wert der der Zusammenlegung unterzo-
genen Grundstücke zur vorläufigen Kostentra-
gung durch die Zusammenlegungsgemein-
schaft heranzuziehen. Über Einwendungen ge-
gen diese Heranziehung hat die Agrarbehörde
(§ 11) zu entscheiden. § 17 Abs. 2 zweiter Satz
gilt sinngemäß.

(2) Den Eigentümern von Grundstücken, die
der Zusammenlegung nicht unterzogen sind,
jedoch aus gemeinsamen Maßnahmen und An-
lagen einen Vorteil ziehen, ist auf Antrag der
Zusammenlegungsgemeinschaft ein diesem
Vorteil entsprechender Beitrag zu den Herstel-
lungs- und Erhaltungskosten aufzuerlegen. Bei
der Beurteilung des Vorteiles ist auf alle die Art
und den Umfang der Benützung beeinflussen-
den Umstände, insbesondere auf das Ausmaß
und die Nutzung des Grundstückes sowie bei
Wegen auf die Art der Benützung, Bedacht zu
nehmen.

§ 19
Maßnahmen im allgemeinen 

öffentlichen Interesse
(1) Wenn während der Dauer des Zusam-

menlegungsverfahrens Maßnahmen im allge-
meinen öffentlichen Interesse durchgeführt
werden, haben die Gebietskörperschaften und
Unternehmen, denen zur Durchführung dieser
Maßnahmen ein Enteignungsrecht zusteht,
Grundflächen im erforderlichen Ausmaß in das
Zusammenlegungsverfahren einzubringen;
sind sie nach ihrer Beschaffenheit oder Lage
nicht geeignet, unmittelbar für die öffentlichen
Maßnahmen verwendet zu werden, so müssen
sie jedenfalls als Grundabfindungen geeignet
sein. Grundflächen, die außerhalb des Zusam-
menlegungsgebietes liegen, können für diese
Zwecke nur eingebracht werden, wenn die Vor-
aussetzungen für eine nachträgliche Einbezie-
hung (§§ 1 und 4) vorliegen.
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(2) Besitzen diese Gebietskörperschaften
und Unternehmen im Zusammenlegungsgebiet
ein zu geringes Ausmaß an Grundflächen, so
können auf ihr Begehren die erforderlichen
Grundflächen zur Gänze oder zum Teil im Ver-
fahren aufgebracht werden, sofern hiedurch die
Gesetzmäßigkeit der Abfindung nicht beein-
trächtigt wird. Sie haben der Zusammenle-
gungsgemeinschaft für den bereitgestellten
Grund den Betrag zu bezahlen, den sie mit ihr
vereinbart haben; kommt eine Vereinbarung
nicht zustande, so haben sie den Betrag zu be-
zahlen, den sie im Falle der Enteignung als Ent-
schädigung zu zahlen verpflichtet wären.

(3) Sie haben jene Kosten des Zusammenle-
gungsverfahrens zu tragen, die notwendig sind,
um die durch die Maßnahmen drohenden oder
verursachten Nachteile abzuwenden, zu mil-
dern oder zu beheben.

(4) Die Eigentümer der durch Maßnahmen
nach Abs. 1 betroffenen Grundstücke sind zu
verpflichten, die Inanspruchnahme ihrer
Grundstücke zur Ausführung dieser Maßnah-
men zu dulden.

§ 20 
Abfindungsanspruch, 

Gesetzmäßigkeit der Abfindung
(1) Jede Partei hat Anspruch, unter Anrech-

nung der Grundaufbringung gemäß § 17 Abs. 2
entsprechend dem Wert ihrer in das Verfahren
einbezogenen Grundstücke mit Grundstücken
von tunlichst gleicher Beschaffenheit abgefun-
den zu werden. Miteigentümern steht ein ge-
meinsamer Abfindungsanspruch zu. 

(2) Mit Zustimmung der Partei kann der Ab-
findungsanspruch ganz oder teilweise durch ei-
ne Geldabfindung abgegolten werden, sofern
die Personen, denen an den Grundstücken, für
die eine Geldabfindung gewährt werden soll,
Rechte aus persönlichen Dienstbarkeiten, Aus-
gedings-, verbücherten Vorkaufs- oder Wie-
derkaufsrechten sowie Veräußerungsverboten
zustehen, gleichfalls damit einverstanden sind.

(3) Der gemäß Abs. 2 anfallende Grund ist
unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
des § 16 zu verwenden. Er kann insbesondere
gegen entsprechende Geldleistung für Grund-
zuteilungen, wenn dadurch eine Verbesserung
der Agrarstruktur eintritt und die beteilten Per-
sonen zustimmen, oder als Ersatzfläche gemäß
§ 22 Abs. 5 verwendet werden.

(4) Die Zustimmungserklärungen nach
Abs. 2 und 3 müssen sich auch auf die Höhe
der Geldabfindungen bzw. Geldleistungen be-
ziehen und sind in einer Niederschrift festzu-
halten.

(5) Der Abfindungsanspruch von Mitei-
gentümern ist im Verhältnis der Eigentumsan-
teile ganz oder teilweise aufzuteilen, wenn dies
dem Zweck des Verfahrens dient und von min-
destens einem Miteigentümer beantragt wird.

(6) Materiell geteiltes Eigentum ist aufzulö-
sen, wenn dies mit den Zielen der Zusammen-
legung vereinbar ist und von allen betroffenen
Parteien begehrt wird.

(7) Die Vorschriften, wonach die Gültigkeit
von Verträgen und Rechtshandlungen durch
die Aufnahme eines Notariatsaktes bedingt ist,
bleiben unberührt.

(8) Die gesamten Grundabfindungen einer
Partei haben in Art und Bewirtschaftungsmög-
lichkeit den in das Verfahren einbezogenen
Grundstücken der Partei weitgehend zu ent-
sprechen und bei ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung ohne erhebliche Änderung der Art
und Einrichtung des Betriebes einen größeren
oder zumindest gleichen Betriebserfolg wie die
in das Verfahren einbezogenen Grundstücke zu
ermöglichen. Die Grundabfindungen haben
aus Grundflächen zu bestehen, die eine günsti-
ge Form und Größe aufweisen und ausreichend
erschlossen sind. Unter Berücksichtigung der
Grundaufbringung gemäß § 17 Abs. 2 hat das
Verhältnis zwischen Flächenausmaß und Wert
der gesamten Grundabfindungen einer Partei
dem Verhältnis zwischen Flächenausmaß und
Wert der gesamten in das Verfahren einbezo-
genen Grundstücke der Partei möglichst zu ent-
sprechen. Unvermeidliche Abweichungen sind
bis einschließlich 20 v. H. dieses Verhältnisses
zulässig.

(9) Der Abfindungsberechnung ist der Ab-
findungsanspruch (Abs. 1) zugrunde zu legen.
Der Unterschied zwischen dem Abfindungs-
anspruch und dem Wert der Grundabfindung
darf nicht mehr als 5 v. H. des Wertes des Ab-
findungsanspruches betragen und ist in Geld
auszugleichen.

(10) Den bisherigen Eigentümern sind
Grundstücke mit besonderem Wert (§ 13
Abs. 6) grundsätzlich wieder zuzuweisen. Ist
dies unter Bedachtnahme auf die Ziele und Auf-
gaben der Zusammenlegung (§ 1) nicht mög-
lich, so sind solche Grundstücke durch gleich-
artige und gleichwertige zu ersetzen. Unver-
meidliche Wertunterschiede sind zu entschädi-
gen; § 22 Abs. 5 gilt sinngemäß.

(11) Ebenso sind den bisherigen Eigentümern
folgende Grundstücke wieder zuzuweisen:

a) Grundstücke, die erheblichen Gefahren,
wie beispielsweise Murbrüchen, Überschwem-
mungen und dergleichen, ausgesetzt sind, es sei
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denn, daß der Mindestwert der Grundabfindung
nach Abs. 9 nicht beeinträchtigt wird;

b) Grundstücke, die anderen Zwecken als
der land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung
dienen, wie Fluß- und Bachläufe, Verkehrs-
flächen und dergleichen;

c) Waldgrundstücke, es sei denn, daß es sich
um alleinstehende Gehölzgruppen bis zu einem
Höchstausmaß von zehn Ar handelt.

§ 21
Errechnung der Abfindungen; 

Nachbewertung
(1) Wertänderungen infolge gemeinsamer

Maßnahmen oder Anlagen sind durch eine
Nachbewertung, die in sinngemäßer Anwen-
dung des § 13 zu erfolgen hat, festzustellen.

(2) Der Errechnung der Abfindungen sind
die Ergebnisse der Bewertung im Sinne der
§§ 13 bis 15 und des Abs. 1 zugrunde zu legen.

(3) Ergibt sich nach Abdeckung der Abfin-
dungsansprüche ein Überschuß an Grund, so ist
die Art seiner Verwendung (§ 20 Abs. 3 und 8)
vom Ausschuß der Zusammenlegungsgemein-
schaft vorzuschlagen.

(4) Eine unvermeidbare, die Bewirtschaf-
tung erschwerende Form eines Abfindungs-
grundstückes ist durch einen entsprechenden
Wertabschlag zu berücksichtigen.

§ 22
Entschädigungen

(1) Die Zusammenlegungsgemeinschaft hat
vorübergehende Nachteile, die einen Eigentü-
mer im Vergleich zu den übrigen Eigentümern
schwerer treffen, wie grob vernachlässigte
Düngung oder zeitweiliger Nutzungsentgang
durch gemeinsame Maßnahmen oder Anlagen,
auszugleichen. Sie hat ferner dem Übernehmer
einer Grundabfindung die Nachteile auszuglei-
chen, die er dadurch erleidet, daß die ordnungs-
gemäße Bewirtschaftung der Grundabfindung
oder einzelner Teile derselben noch nicht oder
nur erheblich erschwert möglich ist.

(2) Verpflanzbare, unfruchtbare oder über-
altete Obstbäume und Beerensträucher dürfen
vom bisherigen Eigentümer innerhalb einer
von der Agrarbehörde unter Bedachtnahme auf
die Bewirtschaftungsverhältnisse der Grund-
stücke zu bestimmenden, sechs Monate nicht
übersteigenden Frist entfernt werden; andern-
falls gehen sie ohne Anspruch auf Entschädi-
gung in das Eigentum des Übernehmers der Ab-
findung über.

(3) Für anderes Zugehör, wie Feldstädel,
Holzbestände und nicht versetzbare Obstbäu-

me, sowie für andere bei der Bewertung ge-
sondert zu berücksichtigende Verhältnisse und
Gegenstände (§ 13 Abs. 5) steht – wenn nicht
anderes vereinbart ist – dem bisherigen Ei-
gentümer gegenüber dem Übernehmer der Ab-
findung ein Anspruch auf Ersatz im Ausmaß
des festgestellten Wertes zu, sofern die Über-
nahme des Zugehörs dem Übernehmer bei Ab-
wägung des Einzelfalles wirtschaftlich zuge-
mutet werden kann. Andernfalls finden die Be-
stimmungen des Abs. 2 Anwendung.

(4) Wird die von einer Partei übernommene
Grundabfindung nachträglich zur Gänze oder
zum Teil einer anderen Partei zugewiesen (§ 24
Abs. 3), so hat die Zusammenlegungsgemein-
schaft dem früheren Übernehmer die Aufwen-
dungen zu ersetzen, die dieser für die Grund-
abfindung gemacht hat, soweit diese Aufwen-
dungen unter Bedachtnahme auf den Betrieb
des früheren Übernehmers und in Erwartung
der Beibehaltung der zugewiesenen Grundab-
findung betriebswirtschaftlichen Grundsätzen
entsprochen haben und soweit ihr Erfolgsein-
tritt beim früheren Übernehmer nur durch die
Änderung der Zuweisung vereitelt wurde. Ei-
ne durch diese Aufwendungen eingetretene
Werterhöhung des Grundes, die dem neuen
Übernehmer zugute kommt, hat dieser der Zu-
sammenlegungsgemeinschaft zu vergüten.

(5) Ein durch die Inanspruchnahme von
Grundstücken nach § 16 Abs. 3 und § 17 Abs. 3
entstehender Flächenverlust ist durch die Zu-
teilung einer Ersatzfläche auszugleichen; las-
sen dies die Ziele der Zusammenlegung nicht
zu, so ist eine Geldentschädigung zu gewähren,
deren Höhe nach dem Verkehrswert zu ermit-
teln ist. Ersatzfläche und Geldentschädigung
treten hinsichtlich aller Rechtsbeziehungen zu
dritten Personen an die Stelle der in Anspruch
genommenen Flächen.

(6) Anträge auf Entschädigungen sind bei
sonstigem Verlust des Anspruches spätestens
innerhalb von zwei Monaten nach der Über-
nahme der Abfindung bei der Agrarbehörde zu
stellen. In Bescheiden, die die Übernahme von
Abfindungen anordnen, ist auf diese Bestim-
mung hinzuweisen.

(7) Die Eigentümer der durch Maßnahmen
nach § 19 betroffenen Grundstücke haben bis
zur Zuweisung von Ersatzgrundstücken An-
spruch auf Entschädigung für die durch diese
Maßnahme verursachte Verminderung des Er-
trages ihrer Grundstücke.

(8) War die einer Partei übergebene Abfin-
dung gesetzwidrig, so kann diese Partei den Er-
satz eines dadurch entstandenen Schadens be-
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gehren. Der Antrag ist innerhalb eines Monats
nach dem Eintritt der formellen Rechtskraft der
Entscheidung über den Zusammenlegungsplan
beim Landesagrarsenat einzubringen.

(9) Grundlage für die Schadensberechnung
ist der Betriebserfolg. Dabei ist der bei ord-
nungsgemäßer, nachhaltiger Bewirtschaftung
der in das Verfahren einbezogenen Grund-
stücke objektiv erreichbare Betriebserfolg mit
jenem Erfolg zu vergleichen, der nach densel-
ben Kriterien mit der übernommenen gesetz-
widrigen Abfindung zu erzielen ist.

(10) Der Ersatz ist von jenem Rechtsträger
zu leisten, der den Aufwand für die den Scha-
den verursachende Agrarbehörde trägt. Diesem
Rechtsträger kommt im Verfahren zur Gel-
tendmachung des Schadens Parteistellung zu.

§ 23
Zusammenlegungsplan

(1) Nach Absteckung der neuen Flureintei-
lung in der Natur ist über das Ergebnis der Zu-
sammenlegung ein Bescheid (Zusammenle-
gungsplan) zu erlassen.

(2) Der Zusammenlegungsplan besteht aus:
a) der Haupturkunde; diese hat eine Dar-

stellung des Verfahrensganges und der wirt-
schaftlichen und technischen, zur Neuordnung
gehörenden Verhältnisse sowie allfällige Ver-
fügungen im Sinne der Abs. 4 bis 6 und der
§§ 16 Abs. 2, 22, 25, 26 und 27 zu enthalten;

b) der Abfindungsberechnung; diese hat ins-
besondere zu enthalten:

1. die nach Eigentümern (Betrieben) geord-
neten Wertsummen (Punkte) der der Zusam-
menlegung unterzogenen Grundstücke;

2. allfällige Änderungen der Abfindungsan-
sprüche, die sich aus den im Verfahren vor oder
gegenüber der Agrarbehörde abgegebenen Er-
klärungen oder den mit Genehmigung der
Agrarbehörde abgeschlossenen Vereinbarun-
gen ergeben;

3. den Schlüssel, nach dem die Parteien den
Grund für die gemeinsamen Anlagen (§ 17) und
für Maßnahmen im öffentlichen Interesse
(§ 19) aufzubringen haben, und die entspre-
chenden Punkteabzüge;

4. den Abfindungsanspruch;
5. den Wert der Grundabfindung;
6. allfällige Geldausgleiche (§ 20 Abs. 9),

Geldabfindungen (§ 20 Abs. 2), Geldleistun-
gen (§ 20 Abs. 3) und Geldentschädigungen
(§ 22 Abs. 5);

7. den Beitragsschlüssel für die Kostentra-
gung, der in sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen des § 17 Abs. 2 zu ermitteln ist;

c) einer planlichen Darstellung (§ 37 des
Vermessungsgesetzes, BGBl. Nr. 306/1968,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. Nr.
480/1980) der neuen Flureinteilung;

d) einer nach Eigentümern geordneten Zu-
sammenstellung der Abfindungsgrundstücke
unter Anführung ihrer Nummern und Ausmaße
sowie der Flächen der einzelnen Bonitätsklas-
sen (Abfindungsausweis).

(3) Besitzstandsausweis und Bewertungs-
plan sind dem Zusammenlegungsplan als Be-
helfe anzuschließen.

(4) Betriebe, die nach dem Tiroler Höfege-
setz, LGBl. Nr. 47/1900, zuletzt geändert durch
das Gesetz LGBl. Nr. 35/1970, die Vorausset-
zungen für geschlossene Höfe erfüllen, können
als solche erklärt werden.

(5) Die umgestalteten oder neuerrichteten
gemeinsamen Anlagen sind, soweit sie nicht
von der Gemeinde übernommen werden, den
für die Zeit nach der Auflösung der Zusam-
menlegungsgemeinschaft nach den einschlägi-
gen gesetzlichen Bestimmungen zu bildenden
Körperschaften zuzuteilen.

(6) Soweit Abs. 5 nicht anzuwenden ist, ist
das Eigentum Erhaltungsgemeinschaften zu-
zuteilen, denen als Mitglieder die Eigentümer
der Grundstücke angehören, die aus der ge-
meinsamen Anlage einen Vorteil ziehen. Die
Erhaltungsgemeinschaften sind Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechtes. Auf sie finden die
§§ 7 bis 9 und 11 sinngemäß Anwendung.

§ 24
Vorläufige Übernahme

(1) Die Agrarbehörde kann nach der Erlas-
sung des Planes der gemeinsamen Maßnahmen
und Anlagen und vor dem Eintritt der Rechts-
kraft des Zusammenlegungsplanes, unbescha-
det des Rechtes zur Berufung gegen diese Be-
scheide, die vorläufige Übernahme von Grund-
abfindungen anordnen, wenn

1. dies zur zweckmäßigen Bewirtschaftung
des Zusammenlegungsgebietes erforderlich ist,

2. der Besitzstandsausweis und der Bewer-
tungsplan bereits in Rechtskraft erwachsen sind,

3. die Bewirtschaftung der zu übernehmen-
den Grundabfindungen möglich ist,

4. die Agrarbehörde die zu übernehmenden
Grundabfindungen in der Natur abgesteckt, je-
der Partei erläutert und auf deren Verlangen an-
hand eines Lageplanes und in der Natur vor-
gezeigt sowie der Partei Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben hat und

5. mindestens zwei Drittel der Parteien, die
Grundabfindungen übernehmen sollen, der
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vorläufigen Übernahme zugestimmt haben;
wer keine Erklärung abgibt, hat als zustim-
mend zu gelten.

(2) Die vorläufige Übernahme kann auch
auf Teile des Zusammenlegungsgebietes be-
schränkt werden.

(3) Mit der Anordnung der vorläufigen
Übernahme der Grundabfindungen geht das
Eigentum an den Grundabfindungen auf den
Übernehmer unter der auflösenden Bedingung
über, daß es mit dem Eintritt der Rechtskraft
des Zusammenlegungsplanes erlischt, soweit
dieser die Grundabfindung einer anderen Par-
tei zuweist.

(4) Die Agrarbehörde kann auch die Durch-
führung vorläufiger Geldabfindungen, Geld-
entschädigungen und Geldausgleiche anord-
nen.

(5) Die Übernahme der Grundabfindungen
ist, sofern keine Vereinbarung zwischen dem
Übernehmer und dem bisherigen Eigentümer
zustande kommt, mit Rücksicht auf die klima-
tischen und ortsüblichen Arbeitsbedingungen
so festzulegen, daß nach bautechnischen und
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten eine
bestmögliche Bewirtschaftung der Grundab-
findungen gewährleistet wird.

§ 25
Rechtliche Beziehungen 

zu dritten Personen, 
Teilabfindungen, Geldabfindungen

(1) Das Eigentum an den Abfindungsgrund-
stücken geht, sofern eine vorläufige Übernah-
me nicht angeordnet wurde, mit Rechtskraft
des Zusammenlegungsplanes auf die Über-
nehmer über.

(2) Die Grund- und Geldabfindungen sowie
die Geldausgleiche treten hinsichtlich aller
Rechtsbeziehungen zu dritten Personen an die
Stelle der alten Grundstücke, soweit nicht an-
deres bestimmt oder mit diesen dritten Perso-
nen vereinbart ist.

(3) Für verschieden belastete alte Grund-
stücke desselben Eigentümers hat die Agrar-
behörde, soweit dies zur Wahrung der auf die
Grundabfindungen übergehenden Rechtsbe-
ziehungen erforderlich ist, an deren Stelle tre-
tende Teilabfindungen festzustellen.

(4) Geldabfindungen sind auf Anordnung
der Agrarbehörde auszuzahlen, wenn die aus
den öffentlichen Büchern ersichtlichen Rechte
dritter Personen unbestritten sind und die
Buchberechtigten zustimmen; andernfalls ist
die Geldabfindung von der Zusammenle-
gungsgemeinschaft auf Anordnung der Agrar-

behörde bei dem nach der Lage des Grund-
stückes zuständigen Bezirksgericht zu erlegen,
das den Betrag in sinngemäßer Anwendung der
Bestimmungen der Exekutionsordnung über
die Verteilung des bei einer Zwangsversteige-
rung erzielten Meistbotes zu verteilen hat.

(5) Die Auszahlung einer Geldabfindung
kann vor der vorläufigen Übernahme der Grund-
abfindungen erfolgen, wenn die Partei der Ein-
verleibung des Veräußerungs- und Belastungs-
verbotes zugunsten der Zusammenlegungsge-
meinschaft oder des Landeskulturfonds für Tirol
(LGBl. Nr. 18/1951) zustimmt.

§ 26
Grunddienstbarkeiten, 

Reallasten und Baurechte
(1) Grunddienstbarkeiten und Reallasten,

die sich auf einen der im § 480 ABGB ge-
nannten Titel gründen, erlöschen mit Ausnah-
me der Ausgedinge ohne Entschädigung. Sie
sind jedoch von der Agrarbehörde ausdrück-
lich aufrechtzuerhalten oder neu zu begründen,
wenn sie im öffentlichen Interesse oder aus
wirtschaftlichen Gründen notwendig sind.

(2) Sonstige Belastungen bleiben aufrecht.
(3) Baurechte gehen auf die Abfindungs-

grundstücke über, die nach ihrer Lage den al-
ten Grundstücken entsprechen, an denen sie be-
stellt wurden.

(4) Die Mitgliedschaft an einer Realgemein-
schaft (Wassergenossenschaft, Bringungsge-
meinschaft und dergleichen) mit Ausnahme
agrargemeinschaftlicher Mitgliedschaftsrechte
geht auf die Eigentümer der Abfindungsgrund-
stücke über, deren Lage den alten Grundstücken
entspricht, an die die Mitgliedschaft gebunden
war.

§ 27
Pacht- und Mietverhältnisse

(1) Bei Pachtverhältnissen hat die Agrar-
behörde mangels einer bestehenden Vereinba-
rung auf Antrag des Pächters oder des Ver-
pächters im Hinblick auf die am bisherigen
Pachtgrundstück bestehenden Nutzungen mit
Bescheid festzustellen, welche Grundabfin-
dungen an die Stelle der bisherigen Pacht-
grundstücke treten.

(2) Der Pächter und der Verpächter können
innerhalb der Frist von drei Monaten nach Ein-
tritt der Rechtskraft des Bescheides das Pacht-
verhältnis kündigen. Das Pachtverhältnis endet
in diesem Fall, wenn nichts anderes vereinbart
wird, mit dem laufenden Pachtjahr, jedoch
frühestens drei Monate nach Kündigung. Ein
Anspruch auf Entschädigung aus dem Grunde
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der Kündigung steht weder dem Pächter noch
dem Verpächter zu.

(3) Hinsichtlich der im § 1103 ABGB er-
wähnten Verträge gelten dieselben Bestim-
mungen.

(4) Hinsichtlich der Mietverhältnisse gelten
dieselben Bestimmungen mit der Änderung,
daß die Frist für die Einbringung der Kündi-
gung nur einen Monat beträgt, anstelle des
Pachtjahres der gemäß § 1115 ABGB für die
stillschweigende Erneuerung des betreffenden
Mietvertrages maßgebende Zeitraum tritt und
daß als mindeste restliche Mietdauer ein Mo-
nat anzunehmen ist.

§ 28
Ausführung 

des Zusammenlegungsplanes
Nach dem Eintritt der Rechtskraft des Zu-

sammenlegungsplanes hat die Agrarbehörde,
sofern dies noch nicht gemäß § 17 Abs. 5 oder
§ 24 geschehen ist, die Durchführung der ge-
meinsamen Maßnahmen und die Errichtung
der gemeinsamen Anlagen, die Übernahme der
Grundabfindungen, die Durchführung der
Geldabfindungen, Geldentschädigungen und
Geldausgleiche sowie die allfällige Ausglei-
chung zwischen der vorläufigen Kostentra-
gung nach § 18 und der endgültigen Kosten-
tragung nach dem Beitragsschlüssel gemäß
§ 23 Abs. 2 lit. b Z. 7 anzuordnen, alle Arbei-
ten einschließlich der Vermessung und der
Vermarkung zu vollenden und die Richtigstel-
lung des Grundbuches sowie des Grundsteuer-
oder Grenzkatasters zu veranlassen.

§ 29 
Abschluß des Verfahrens

Nach Vollzug des rechtskräftigen Zusam-
menlegungsplanes einschließlich der Richtig-
stellung oder Neuanlegung des Grundbuches
ist das Zusammenlegungsverfahren mit Ver-
ordnung abzuschließen.

2 .  A b s c h n i t t
Flurbereinigung

§ 30
Voraussetzungen

(1) Anstelle eines Zusammenlegungsver-
fahrens kann ein Flurbereinigungsverfahren
durchgeführt werden, wenn im Sinne des § 1
die Besitz-, Benützungs- oder Bewirtschaf-
tungsverhältnisse in einem kleineren Gebiet
oder bei einer kleineren Anzahl land- oder
forstwirtschaftlicher Betriebe oder lediglich

durch einzelne Maßnahmen verbessert oder
neu gestaltet werden.

(2) Ein Flurbereinigungsverfahren kann
weiters durchgeführt werden, um Maßnahmen,
die auf Grund anderer gesetzlicher Vorschrif-
ten der Bodenreform oder im allgemeinen öf-
fentlichen Interesse getroffen werden, vorzu-
bereiten, zu unterstützen oder deren nachteili-
ge Folgen zu beseitigen.

§ 31
Flurbereinigungsverfahren

Im Flurbereinigungsverfahren sind die Be-
stimmungen des ersten Abschnittes mit nach-
stehenden Abänderungen sinngemäß anzu-
wenden:

1. Das Verfahren ist von Amts wegen mit Be-
scheid einzuleiten und abzuschließen.

2. Im Einleitungsbescheid sind die Grund-
stücke oder Grundbuchskörper, die der Flur-
bereinigung unterzogen wurden, zu bezeich-
nen.

3. An die Stelle der Zusammenlegungsge-
meinschaft tritt die Flurbereinigungsgemein-
schaft.

4. Die Flurbereinigungsgemeinschaft wird
mit Bescheid gegründet und aufgelöst.

5. Die Wahl eines Ausschusses entfällt. An
die Stelle des Ausschusses tritt die Vollver-
sammlung der Mitglieder der Flurbereini-
gungsgemeinschaft. Diese hat aus ihrer Mitte
den Obmann und dessen Stellvertreter zu
wählen, wenn es die Agrarbehörde verlangt.

6. Die Bewertung der Grundstücke nach § 13
Abs. 2 und 3 entfällt, wenn sämtliche Parteien
erklären, daß die Grundstücke gleichwertig sei-
en.

7. Besitzstandsausweis- und Bewertungs-
plan können auch gemeinsam mit dem Flur-
bereinigungsplan erlassen werden.

8. Über das Ergebnis der Flurbereinigung ist
ein Bescheid (Flurbereinigungsplan) zu erlas-
sen.

§ 32
Flurbereinigungsverträge 

und -übereinkommen
(1) Dem Flurbereinigungsverfahren sind Ver-

träge, die von den Parteien in verbücherungs-
fähiger Form abgeschlossen wurden (Flurberei-
nigungsverträge), oder Parteienübereinkom-
men, die von der Agrarbehörde in einer Nieder-
schrift beurkundet wurden (Flurbereinigungsü-
bereinkommen), zugrunde zu legen, wenn die
Agrarbehörde mit Bescheid feststellt, daß sie
zur Durchführung der Flurbereinigung erfor-
derlich sind. Vor Erlassung eines solchen Be-
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scheides ist bei Flurbereinigungsverträgen die
zuständige Bezirkslandwirtschaftskammer zu
hören.

(2) Bei Zutreffen der Voraussetzungen des
Abs. 1 kann von der Erlassung der im Flurbe-
reinigungsverfahren sonst vorgesehenen Be-
scheide Abstand genommen werden.

(3) Der Bescheid nach Abs. 1 ist nach
Rechtskraft dem für die Erhebung der Grund-
erwerbsteuer zuständigen Finanzamt mitzutei-
len. Die Agrarbehörde hat von Amts wegen die
Durchführung der Flurbereinigungsüberein-
kommen im Grundbuch zu veranlassen.

(4) Die Flurbereinigungsverträge und -über-
einkommen bedürfen keiner auf Landesgeset-
zen beruhenden sonstigen Genehmigungen.

(5) Bescheide nach Abs. 1, die den Bestim-
mungen des § 1 widersprechen, leiden an ei-
nem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler (§ 68
Abs. 4 Z. 4 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51).

2 .  H A U P T S T Ü C K
Ordnung der rechtlichen 

und wirtschaftlichen Verhältnisse an
agrargemeinschaftlichen Grundstücken

1 .  A b s c h n i t t
§ 33

Agrargemeinschaftliche Grundstücke
(1) Agrargemeinschaftliche Grundstücke im

Sinne dieses Gesetzes sind Grundstücke, die
von allen oder mehreren Mitgliedern einer Ge-
meinde oder von den Mitgliedern einer Nach-
barschaft, einer Interessentschaft, einer Frak-
tion oder einer ähnlichen Mehrheit von Be-
rechtigten kraft einer mit einer Liegenschaft
(Stammsitzliegenschaft) verbundenen oder
einer persönlichen (walzenden) Mitgliedschaft
gemeinschaftlich und unmittelbar für land- und
forstwirtschaftliche Zwecke auf Grund alter
Übung genutzt werden. Als gemeinschaftliche
Nutzung gilt auch eine wechselweise sowie
eine nach Raum, Zeit und Art verschiedene
Nutzung.

(2) Agrargemeinschaftliche Grundstücke
sind, unbeschadet der Rechte aus einer bereits
vollendeten Ersitzung, insbesondere:

a) Grundstücke, die im Zuge von Verfahren
nach der Kaiserlichen Entschließung vom
6. Februar 1847, Provinzialgesetzsammlung
von Tirol und Vorarlberg für das Jahr 1847,
S. 253, einer Mehrheit von Berechtigten ins
Eigentum übertragen wurden;

b) Grundstücke, die im Zuge von Verfahren
nach dem Kaiserlichen Patent vom 5. Juli 1853,

RGBl. Nr. 130, einer Mehrheit von Berechtig-
ten ins Eigentum übertragen wurden;

c) Grundstücke, die im Eigentum einer Ge-
meinde stehen und zur Deckung des Haus- und
Gutsbedarfes einer im Gebiet dieser Gemein-
de gelegenen Mehrheit von Stammsitzliegen-
schaften dienen (Gemeindegut);

d) Waldgrundstücke, die im Eigentum einer
Gemeinde oder einer Mehrheit von Berechtig-
ten (Agrargemeinschaft) stehen und auf denen
Teilwaldrechte (Abs. 3) bestehen (Teilwälder).

(3) Teilwaldrechte sind Holz- und Streunut-
zungsrechte, die auf Grund öffentlicher Ur-
kunden oder auf Grund örtlicher Übung zu-
gunsten bestimmter Liegenschaften oder be-
stimmter Personen auf nach Größe, Form und
Lage bestimmten oder bestimmbaren Teilflä-
chen von Waldgrundstücken bestehen. Teil-
waldrechte gelten als Anteilsrechte im Sinne
dieses Gesetzes.

(4) Keine agrargemeinschaftlichen Grund-
stücke sind insbesondere die nach den Vor-
schriften des Gemeinderechtes zum Gemein-
devermögen zählenden Grundstücke, insbe-
sondere solche, die nicht im Sinne des Abs. 1
genutzt, sondern durch Verpachtung oder auf
ähnliche Art zugunsten des Gemeindevermö-
gens verwertet werden.

(5) Ob ein Grundstück ein agrargemein-
schaftliches Grundstück ist, hat im Zweifel die
Agrarbehörde zu entscheiden. Die Bestim-
mungen der Tiroler Gemeindeordnung bleiben
unberührt.

(6) Ein Grundstück kann auf Antrag des
bücherlichen Eigentümers von der Agrarbe-
hörde neu als agrargemeinschaftliches Grund-
stück gewidmet werden. Teilwaldrechte kön-
nen nicht neu begründet werden.

§ 34
Agrargemeinschaften

(1) Die Gesamtheit der jeweiligen Eigen-
tümer der Liegenschaften, an deren Eigentum
ein Anteilsrecht an agrargemeinschaftlichen
Grundstücken gebunden ist (Stammsitzliegen-
schaften), bildet einschließlich jener Personen,
denen persönliche (walzende) Anteilsrechte
zustehen, eine Agrargemeinschaft.

(2) Die Einrichtung und die Tätigkeit von
Agrargemeinschaften ist bei Agrargemein-
schaften, die aus mehr als fünf Mitgliedern be-
stehen, von Amts wegen, bei Agrargemein-
schaften mit bis zu fünf Mitgliedern auf Antrag
mit Bescheid (Satzungen) zu regeln.

(3) Agrargemeinschaften sind Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechtes.
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(4) Bei Agrargemeinschaften, denen keine
Satzungen verliehen sind, entscheidet mangels
einer anderen Vereinbarung die Mehrheit der
Stimmen, die nach dem Verhältnis der Anteile
der Mitglieder zu zählen sind. Die gemein-
schaftlichen Nutzungen und Lasten sind nach
dem Verhältnis der Anteile auszumessen. Sind
keine Anteile festgelegt, so ist jeder Anteil als
gleich groß anzusehen.

§ 35 
Organe der Agrargemeinschaften

(1) Die Organe der Agrargemeinschaften
sind:

a) die Vollversammlung;
b) der Ausschuß;
c) der Obmann.
(2) Die Vollversammlung ist beschlußfähig,

wenn sämtliche Mitglieder der Agrargemein-
schaft zur Vollversammlung eingeladen wur-
den und mehr als die Hälfte der Mitglieder an-
wesend sind; sind zur festgesetzten Zeit nicht
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend,
so ist die Vollversammlung nach Ablauf einer
halben Stunde ohne Rücksicht auf die Zahl der
anwesenden Mitglieder beschlußfähig. Sind
Anteilsrechte festgelegt, so ist zu einem Be-
schluß der Vollversammlung die Mehrheit der
Anteilsrechte der anwesenden Mitglieder er-
forderlich. Sind keine Anteilsrechte festgelegt,
so beschließt die Vollversammlung mit einfa-
cher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des Obmannes.

(3) Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses
ist von der Agrarbehörde je nach Größe der
Zahl der Mitglieder der Agrargemeinschaft mit
mindestens 3 und höchstens 15 v. H. derselben
festzusetzen. Die Mitglieder des Ausschusses
sind von der Vollversammlung aus ihrer Mitte
für die Dauer von fünf Jahren zu wählen. Als
gewählt gelten der Reihe nach jene Mitglieder
(Ersatzmänner), die die meisten Stimmen, die
ohne Rücksicht auf die von den Stimmberech-
tigten vertretenen Anteilsrechte zu werten sind,
auf sich vereinen. Jedes Mitglied der Agrarge-
meinschaft ist verpflichtet, die Wahl anzuneh-
men. Eine Neuwahl ist durchzuführen, wenn es
mindestens die Hälfte der Ausschußmitglieder
verlangt oder die Zahl der Ausschußmitglieder
trotz Einberufung der Ersatzmänner unter die
Hälfte absinkt.

(4) Die Ausschußmitglieder haben unmittel-
bar nach ihrer Wahl aus ihrer Mitte den Ob-
mann und dessen Stellvertreter zu wählen. Als
gewählt gilt, wer die meisten Stimmen auf sich
vereint.

(5) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn
sämtliche Mitglieder eingeladen wurden und
der Obmann sowie mehr als die Hälfte der Mit-
glieder anwesend sind. Bei Verhinderung von
Mitgliedern sind Ersatzmänner einzuberufen.
Der Ausschuß beschließt mit einfacher Stim-
menmehrheit, bei Stimmengleichheit entschei-
det die Stimme des Obmannes.

(6) Von der Wahl des Ausschusses ist abzu-
sehen, wenn die Agrargemeinschaft weniger
als 15 Mitglieder umfaßt; in diesem Falle ist
der Obmann (Obmannstellvertreter) von der
Vollversammlung zu wählen; die Vorschriften
des Abs. 3 sind sinngemäß anzuwenden.

(7) Dem Obmann obliegt die Einberufung
der Vollversammlung und des Ausschusses.
Der Obmann hat in den Sitzungen der Vollver-
sammlung und des Ausschusses den Vorsitz zu
führen und die Beschlüsse der Vollversamm-
lung und des Ausschusses durchzuführen. Der
Obmann vertritt die Agrargemeinschaft nach
außen, in Angelegenheiten, die der Beschluß-
fassung durch die Vollversammlung oder den
Ausschuß unterliegen, jedoch nur im Rahmen
entsprechender Beschlüsse.

(8) Zu allen Vertretungshandlungen, durch
die der Agrargemeinschaft Verbindlichkeiten
auferlegt werden, ist der Obmann nur gemein-
schaftlich mit einem weiteren Ausschußmit-
glied befugt; dies gilt insbesondere für die Fer-
tigung von Urkunden.

(9) Ist der Obmann verhindert, so sind seine
Geschäfte vom Obmannstellvertreter zu führen.

§ 36
Satzungen

(1) Die Satzungen der Agrargemeinschaften
(§ 34 Abs. 2) haben insbesondere Bestimmun-
gen zu enthalten über:

a) Namen, Sitz und Zweck der Agrarge-
meinschaft;

b) Rechte und Pflichten der Mitglieder;
c) den Aufgabenbereich der Organe;
d) das Abstimmungsverhältnis bei Beschluß-

fassung in der Vollversammlung und im Aus-
schuß und die Führung des Protokollbuches;

e) Rechtsmittel und Rechtsmittelzug gegen
Verfügungen (Beschlüsse) der Organe der
Agrargemeinschaft;

f) Angelegenheiten, deren Beschlußfassung
einer agrarbehördlichen Genehmigung bedarf
(§ 37 Abs. 4);

g) die Verwendung allfälliger Ertragsüber-
schüsse;

h) die Abwicklung des Geldverkehrs, die
Verrechnung, die Führung von Aufzeichnun-
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gen, aus denen die Gebarung ersichtlich ist, die
Bildung eines Betriebsfonds zur Bestreitung
laufender Ausgaben, die Erstellung des Jah-
resvoranschlages und des Rechnungsabschlus-
ses, die Prüfung der Gebarung und des Rech-
nungsabschlusses durch die Rechnungsprüfer.

(2) Die Mitglieder haben ihre Stimmen per-
sönlich oder durch schriftlich Bevollmächtigte
abzugeben. Von der Beibringung einer schrift-
lichen Vollmacht kann abgesehen werden,
wenn ein Mitglied durch ein dem Obmann
bekanntes Familienmitglied vertreten wird und
Zweifel über Bestand und Umfang der Vertre-
tungsbefugnis nicht bestehen. Ein Bevoll-
mächtigter darf höchstens zwei Mitglieder ver-
treten.

§ 37
Aufsicht über die Agrargemeinschaften
(1) Die Agrargemeinschaften unterliegen

der Aufsicht durch die Agrarbehörde. Die Auf-
sicht erstreckt sich auf

a) die Einhaltung der Bestimmungen dieses
Gesetzes und der Satzungen,

b) die Zweckmäßigkeit der Bewirtschaftung
der agrargemeinschaftlichen Grundstücke und
des sonstigen Vermögens der Agrargemein-
schaften.

(2) Über Streitigkeiten, die zwischen der
Agrargemeinschaft und ihren Mitgliedern oder
zwischen den Mitgliedern untereinander aus
dem Mitgliedschaftsverhältnis entstehen, hat
die Agrarbehörde unter Ausschluß des Rechts-
weges zu entscheiden.

(3) Vernachlässigt die Agrargemeinschaft
die Bestellung der Organe oder vernachlässi-
gen die Organe ihre satzungsgemäßen Aufga-
ben, so hat die Agrarbehörde nach vorheriger
Androhung das Erforderliche auf deren Gefahr
und Kosten zu veranlassen; sie kann insbeson-
dere einen Sachverwalter mit einzelnen oder
allen Befugnissen der Organe auf Kosten der
Agrargemeinschaft betrauen.

(4) Einer Genehmigung der Agrarbehörde
bedürfen Beschlüsse über

a) die Verteilung von Ertragsüberschüssen
auf die Mitglieder;

b) die Aufnahme von Darlehen, die Um-
wandlung von Schulden, die Übernahme einer
Haftung und die Gewährung von Darlehen;

c) die Errichtung erwerbswirtschaftlicher
Unternehmen, insbesondere die Ausübung ei-
nes Gewerbes, den Beitritt zu erwerbswirt-
schaftlichen Unternehmen und den Erwerb und
die Veräußerung von Gesellschaftsanteilen.

(5) Die Genehmigung der Agrarbehörde
nach Abs. 4 darf nur versagt werden, wenn

durch den Beschluß Gesetze verletzt werden,
der Zweck der Agrargemeinschaft (§ 36 Abs. 1
lit. a) überschritten wird oder infolge der zu er-
wartenden Belastungen unter Berücksichti-
gung der Größe der Agrargemeinschaft, ihrer
finanziellen Leistungsfähigkeit und des Um-
fanges und der Art der von ihr zu besorgenden
Aufgaben das Vorhaben oder die Maßnahmen,
die den Gegenstand des Beschlusses bilden,
wirtschaftlich unzweckmäßig sind.

(6) Beschlüsse, die Gesetze verletzen, sind
von der Agrarbehörde aufzuheben.

§ 38
Feststellung agrargemeinschaftlicher

Liegenschaften, Absonderung von 
Anteilsrechten

(1) Die Agrarbehörde hat festzustellen, wel-
che Liegenschaften agrargemeinschaftliche
Liegenschaften sind und wem sie gehören, ins-
besondere, ob das Eigentum daran mehreren
Parteien als Miteigentümern oder einer kör-
perschaftlich eingerichteten Agrargemein-
schaft zusteht.

(2) Agrargemeinschaftliche Liegenschaften
sind auf Ersuchen der Agrarbehörde in den
öffentlichen Büchern als solche zu bezeichnen.
Im Eigentumsblatt solcher Liegenschaften ist
ersichtlich zu machen, welche Anteilsrechte an
das Eigentum von Stammsitzliegenschaften
gebunden sind, die Größe dieser Anteilsrechte,
die Bezeichnung der Stammsitzliegenschaften,
denen sie zustehen, und wieviel Anteilsrechte
nicht an das Eigentum von Liegenschaften ge-
bunden sind (walzende Anteile). Bei den
Stammsitzliegenschaften ist die damit verbun-
dene Mitgliedschaft an einer Agrargemein-
schaft gleichfalls ersichtlich zu machen.

(3) Die mit einer Liegenschaft (Stammsitz-
liegenschaft) verbundene Mitgliedschaft an
einer Agrargemeinschaft darf von der Stamm-
sitzliegenschaft nur mit Bewilligung der Agrar-
behörde abgesondert werden.

(4) Die Bewilligung nach Abs. 3 ist zu ver-
weigern, wenn

a) das Anteilsrecht zur Deckung des Haus-
und Gutsbedarfes der bisherigen Stammsitz-
liegenschaft nicht entbehrlich ist;

b) durch die Absonderung eine dem wirt-
schaftlichen Zweck der Agrargemeinschaft ab-
trägliche Zersplitterung oder Anhäufung von
Anteilsrechten eintritt;

c) die Agrargemeinschaft dem Erwerb des
Anteilsrechtes durch ein Nichtmitglied nicht
zustimmt;

d) der Erwerb des Anteilsrechtes nicht der
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Verbesserung der Leistungsfähigkeit eines
landwirtschaftlichen Betriebes dient, sofern
dieser Erwerb nicht durch die Agrargemein-
schaft bzw. durch die Gemeinde als Eigentü-
merin des agrargemeinschaftlichen Grundbe-
sitzes erfolgt.

(5) Anteilsrechte, die von einer Stammsitz-
liegenschaft abgesondert werden, dürfen nur an
Stammsitzliegenschaften innerhalb derselben
Katastralgemeinde gebunden werden, es sei
denn, daß eine andere regionale Übung besteht.

(6) Persönliche (walzende) Anteilsrechte
dürfen vom bisher Berechtigten nur mit Be-
willigung der Agrarbehörde abgesondert wer-
den. Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. Die Be-
willigung ist mit der Auflage zu erteilen, daß
das Anteilsrecht mit einer Stammsitzliegen-
schaft verbunden wird.

(7) Die Absonderung eines Anteilsrechts
darf im Grundbuch nur durchgeführt werden,
wenn die nach Abs. 3 oder 6 erforderliche Be-
willigung rechtskräftig erteilt wurde.

§ 39
Teilungen von Stammsitzliegenschaften
(1) Wird eine Stammsitzliegenschaft geteilt,

so ist in die Teilungsurkunde eine Bestimmung
darüber aufzunehmen, ob mit dem Trennstück
Mitgliedschaftsrechte an einer Agrargemein-
schaft auf den Erwerber übergehen oder nicht.
Diese Bestimmung bedarf zu ihrer Gültigkeit
der Bewilligung der Agrarbehörde. Diese hat
darauf zu achten, daß die Anteilsrechte den
Trennstücken im Verhältnis ihres wirtschaftli-
chen Bedarfes zustehen. Die Bewilligung ist zu
verweigern, wenn die Teilung den wirtschaft-
lichen Bedürfnissen der beteiligten Liegen-
schaften, insbesondere der Schaffung und der
Erhaltung leistungsfähiger bäuerlicher Betrie-
be, und den Rücksichten der Landeskultur wi-
derspricht. Die Bestimmung des § 38 Abs. 4
gilt hiebei sinngemäß.

(2) Ohne die nach Abs. 1 nötige Bewilligung
darf die Teilung einer Stammsitzliegenschaft
im Grundbuch nicht vollzogen werden.

§ 40
Veräußerung und Belastung 

von Grundstücken, Ausübung und 
Erlöschen von Teilwaldrechten

(1) Die Veräußerung und die dauernde Be-
lastung agrargemeinschaftlicher Grundstücke
und anderer im Eigentum einer Agrargemein-
schaft stehender Grundstücke sowie der Ver-
zicht auf dingliche Rechte, die zugunsten von
agrargemeinschaftlichen Grundstücken oder

zugunsten einer Agrargemeinschaft bestehen,
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmi-
gung der Agrarbehörde.

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt wer-
den, wenn

a) ein Beschluß des zuständigen Organs der
Agrargemeinschaft vorliegt,

b) eine Gefährdung des Wirtschaftsbetriebes
der Agrargemeinschaft oder der Stammsitzlie-
genschaften nicht eintritt und

c) bei einer Veräußerung von Grundstücken
nach § 33 Abs. 2 lit. d der Teilwaldberechtigte
zustimmt.

(3) Abweichend von der Bestimmung des
Abs. 1 hat bei der Veräußerung eines Grund-
stückes nach § 33 Abs. 2 lit. d das Fehlen der
Genehmigung der Agrarbehörde nicht die Un-
wirksamkeit des Rechtsgeschäftes zur Folge.
In einem solchen Fall gilt das Teilwaldrecht
künftighin als Nutzungsrecht im Sinne des
Wald- und Weideservitutengesetzes, LGBl. Nr.
21/1952, mit der Maßgabe, daß für die Ermitt-
lung des Ablösebetrages die Bestimmungen
des Abs. 4 anzuwenden sind.

(4) Die Agrarbehörde hat, sofern eine Ge-
fährdung des Wirtschaftsbetriebes der Stamm-
sitzliegenschaft nicht eintritt, auf Antrag des
Grundeigentümers oder von Amts wegen ein
Teilwaldrecht zur Gänze oder insoweit als er-
loschen zu erklären, als das mit dem Teilwald-
recht belastete Grundstück für Maßnahmen im
allgemeinen öffentlichen Interesse, z.B. für die
Schaffung von Bauland, den Bau von Straßen
und Wegen, für die Errichtung von Fremden-
verkehrsanlagen und dergleichen, benötigt
wird. Kommt über die Art und die Höhe der
Gegenleistung kein Übereinkommen zustande,
so gebührt dem Teilwaldberechtigten als Ge-
genleistung der Holzvorrat auf der Teilwald-
fläche, eine Entschädigung für eine allfällige
vorzeitige Nutzung der hiebsunreifen Holzbe-
stände und für allfällige wirtschaftliche Er-
schwernisse sowie die Hälfte des Bodenver-
kehrswertes. Der Bodenverkehrswert ist dabei
nicht nach der Widmung auf Grund der Be-
stimmungen des Tiroler Raumordnungsgeset-
zes zu bemessen, sondern nach dem Verkehrs-
wert eines in derselben Gemeinde gelegenen
Waldgrundstückes gleicher Bonität.

(5) Grundstücke, auf denen Teilwaldrechte
bestehen, sind vom Grundeigentümer und vom
Teilwaldberechtigten nach dem Grundsatz der
wechselseitigen Rücksichtnahme zu bewirt-
schaften. Die für den Teilwald zu leistenden
Abgaben sind vom Grundeigentümer und vom
Teilwaldberechtigten je zur Hälfte zu tragen,
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die Erträge aus dem Teilwald mit Ausnahme
der Holz- und Streunutzung fallen ihnen zu
gleichen Teilen zu. Die Bestimmungen des § 12
der Tiroler Waldordnung, LGBl. Nr. 29/1979,
über die Umlage zur teilweisen Deckung des
Personalaufwandes für die Forstaufsichtsorga-
ne bleiben unberührt.

(6) Der Teilwaldberechtigte hat im Rahmen
seines Holz- und Streunutzungsrechtes für das
Aufkommen und die Nutzung des Bewuchses
im Teilwald zu sorgen.

2 .  A b s c h n i t t
Ordnung der rechtlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse bei 
agrargemeinschaftlichen Grundstücken 

durch Teilung oder Regulierung
§ 41

Die Ordnung der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse an agrargemein-
schaftlichen Grundstücken kann durch Teilun-
gen oder Regulierungen erfolgen.

§ 42
Teilungen

(1) Die Teilung agrargemeinschaftlicher
Grundstücke, bei der Teilflächen in das Eigen-
tum von Mitgliedern der Agrargemeinschaft
übergehen, kann eine Haupt- oder Einzeltei-
lung sein.

(2) Die Hauptteilung besteht in der Ausein-
andersetzung zwischen der Gemeinde (Ort-
schaft oder Gemeindeteil) und einer Agrarge-
meinschaft oder zwischen mehreren Agrarge-
meinschaften.

(3) Die Einzelteilung besteht entweder
a) in der Auflösung der Agrargemeinschaft

unter Umwandlung der Anteilsrechte in Einze-
leigentum oder

b) im Ausscheiden einzelner Mitglieder der
Agrargemeinschaft unter Aufrechterhaltung
derselben zwischen den übrigen Mitgliedern
(Sonderteilung) oder

c) in der Aufteilung eines Teiles der agrarge-
meinschaftlichen Grundstücke auf alle oder ein-
zelne Mitglieder der Agrargemeinschaft unter
Aufrechterhaltung dieser Gemeinschaft für den
restlichen Teil des gemeinschaftlichen Besitzes
bei allfälliger Änderung der Anteilsrechte.

(4) Eine Teilung ist nur zulässig, wenn
a) die Anteilsrechte rechtskräftig festgestellt

sind;
b) die gänzliche oder teilweise Aufhebung

der Gemeinschaft der Verbesserung der Agrar-
struktur dient und nicht den Interessen der Lan-
deskultur widerspricht;

c) die Teilung für die Stammsitzliegen-
schaften dauernd vorteilhafter ist als die Auf-
rechterhaltung der Gemeinschaft und

d) die pflegliche Behandlung und die zweck-
mäßige Bewirtschaftung der zu bildenden
Teilflächen gewährleistet ist.

(5) Bei Teilungen treten die Abfindungs-
grundstücke, Geldausgleiche und Geldabfin-
dungen hinsichtlich aller rechtlichen Bezie-
hungen zu dritten Personen an die Stelle der
früheren Anteilsrechte, soweit nicht anderes
vereinbart ist.

§ 43
Einleitung und Einstellung 

von Teilungsverfahren
(1) Die Hauptteilung erfolgt auf Antrag oder

von Amts wegen, die Einzelteilung nur auf
Antrag.

(2) Den Antrag auf Einleitung eines Haupt-
teilungsverfahrens können nur die beteiligten
Gemeinden oder Agrargemeinschaften stellen.

(3) Die Einleitung eines Hauptteilungsver-
fahrens hat von Amts wegen zu erfolgen, wenn
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Agrarge-
meinschaft eine Auseinandersetzung zwischen
den Parteien erfordern oder wenn infolge der
Teilung eine Steigerung des Ertrages oder eine
Verbesserung der Betriebsstruktur der Stamm-
sitzliegenschaften zu erwarten ist.

(4) Eine Einzelteilung nach § 42 Abs. 3 lit. a
oder lit. c bedarf des Antrages von mehr als der
Hälfte der Mitglieder der Agrargemeinschaft.

(5) Bei Sonderteilung nach § 42 Abs. 3 lit. b
ist der Antrag von den die Ausscheidung be-
gehrenden Mitgliedern zu stellen.

(6) Ein Teilungsverfahren ist einzustellen,
wenn sich im Zuge des Ermittlungsverfahrens
ergibt, daß die Teilung unzulässig ist.

1. Hauptteilung
§ 44

Ermittlungsverfahren, 
Gegenstand des Ermittlungsverfahrens
Gegenstand des Ermittlungsverfahrens ist

bei einer Hauptteilung die Feststellung der
Grenzen des Gebietes, der zugehörigen Grund-
stücke, ihre Einschätzung und Bewertung, die
Feststellung der Parteien, des Ausmaßes ihres
Anspruches (Anteilsrechtes oder Forderungs-
rechtes), der auf jede Partei entfallenden
Teilfläche (Abfindung), die Ermittlung und
Planung der gemeinsamen wirtschaftlichen
Anlagen sowie die Feststellung der Grundla-
gen für die Regulierung aller sonstigen Rechts-
und wirtschaftlichen Verhältnisse, die anläß-
lich der Hauptteilung einer Regulierung be-
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dürfen. Das Ermittlungsverfahren hat sich auch
auf die Erhebung zu erstrecken, ob und inwie-
weit an allen oder einzelnen Teilen noch be-
stimmte gemeinschaftliche Benützungsrechte
der Parteien fortzubestehen haben. Solche ge-
meinsame Benützungsrechte sind jedoch nur
im Fall unbedingter wirtschaftlicher Notwen-
digkeit zuzulassen.

§ 45
Ansprüche der Parteien

(1) Bei der Hauptteilung hat jede Partei nach
dem festgestellten Wert ihres Anteilsrechtes
Anspruch auf den vollen Gegenwert, und zwar
tunlichst in Grundstücken.

(2) Erfolgt die Auseinandersetzung zwi-
schen einer Gemeinde einerseits und einer oder
mehreren Agrargemeinschaften andererseits,
so gebührt der Gemeinde, wenn sie Eigentü-
merin der der Hauptteilung unterzogenen
Grundstücke ist, über den ihr nach Abs. 1 zu-
stehenden Gegenwert hinaus ein Anteil, der
dem Wert dieser Grundstücke, vermindert um
den festgestellten Wert der Anteilsrechte, ent-
spricht.

(3) Unerhebliche Verschiedenheiten zwi-
schen dem Anspruch einer Partei und dem Wert
des ihr zugewiesenen Teiles können in Geld
ausgeglichen werden. Die Bestimmungen der
§§ 20 und 22 sind sinngemäß anzuwenden.

§ 46 
Bewertung der Grundstücke, 

Ausgleichungen, Forderungsrechte,
Grunddienstbarkeiten, Gegenleistungen
(1) Die Bewertung der Grundstücke hat

sinngemäß nach den Bestimmungen der §§ 13,
14, 15, 21 und 31 Z. 6 zu erfolgen.

(2) Ziffernmäßig bestimmte Forderungen,
die auf dem der Hauptteilung unterzogenen
Grundstück versichert sind, sind auf die den
einzelnen Parteien zuzuweisenden Teile nach
dem Verhältnis ihres Wertes aufzuteilen. Fin-
den die aufgeteilten Forderungen nicht inner-
halb der ersten zwei Drittel des bezüglichen
Teiles ihre vollständige Deckung, so sind die
nicht in dieser Art gedeckten Reste der Teil-
forderungen von den einzelnen Parteien
zurückzuzahlen. Der Gläubiger kann die An-
nahme einer angebotenen Zahlung nicht ver-
weigern.

(3) Lautet eine auf dem der Teilung unter-
zogenenen Grundstück bücherlich versicherte
Forderung auf keinen ziffernmäßig bestimm-
ten Betrag, so hat die Agrarbehörde zur Fest-
stellung eines solchen Betrages ein Überein-
kommen zu versuchen und, je nachdem ein sol-

ches zustande kommt oder nicht, entweder
nach den Bestimmungen des Abs. 2 vorzuge-
hen oder die Forderung simultan auf alle Teile
zu verweisen.

(4) Grunddienstbarkeiten, die infolge der
Hauptteilung entbehrlich werden, sind ohne
Anspruch auf Entschädigung aufzuheben, neue
Grunddienstbarkeiten nur in dem für die
zweckmäßige Benützung der Teile erforderli-
chen Ausmaß aufzuerlegen.

§ 47
Gemeinsame wirtschaftliche Anlagen
Hinsichtlich der Kosten für die Herstellung

und Erhaltung der gemeinsamen wirtschaftli-
chen Anlagen sind die Bestimmungen des § 23
Abs. 2 lit. b Z. 7 sinngemäß anzuwenden. Die
für diese Anlagen benötigten Flächen sind bei
der Ermittlung des für die Teilung zur Verfü-
gung stehenden Gebietes vorweg abzuziehen.

§ 48 
Hauptteilungsplan

Die Hauptteilung ist durch Plan der Agrar-
behörde auszusprechen, der sich auf die Fest-
stellung des auf jede Partei entfallenden Teiles
des bisher gemeinschaftlichen Gebietes und
die anläßlich der Hauptteilung notwendige Re-
gulierung der Rechts- und wirtschaftlichen
Verhältnisse zu erstrecken hat.

§ 49
Übergabe der Abfindungen, 

Vermarkung, Abschluß des Verfahrens,
nachträgliche Wertausgleichungen, 

Außerkraftsetzung des Hauptteilungsplanes
Ist der Hauptteilungsplan rechtskräftig ge-

worden, so ist die Übernahme der Abfindun-
gen zu verfügen und die Vermarkung und wei-
ters die grundbücherliche Durchführung zu
veranlassen. Nach Richtigstellung oder Neu-
anlegung des Grundbuches ist das Haupttei-
lungsverfahren abzuschließen.

2. Einzelteilung
§ 50

Gegenstand des Ermittlungsverfahrens
Gegenstand des Ermittlungsverfahrens bei

einer Einzelteilung sind die im § 44 angeord-
neten Feststellungen.

§ 51
Durchforschung des Gebietes, 

Einbeziehung von Grundstücken
Die Agrarbehörde hat zunächst die dem Ein-

leitungsbescheid entsprechenden Umfangs-
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grenzen des Teilungsgebietes festzustellen. Sie
hat weiters festzustellen, ob die Agrargemein-
schaft außer den im Einleitungsbescheid ange-
führten Grundstücken noch andere Liegen-
schaften oder bewegliches Vermögen besitzt.
Dieses Eigentum ist in das Einzelteilungsver-
fahren einzubeziehen. Auf Verlangen einer Par-
tei können in ihrem Sondereigentum stehende
Grundstücke in die Teilung einbezogen wer-
den, wenn dies die Teilung erleichtert oder zu-
mindest nicht erschwert.

§ 52
Feststellung und Liste der Parteien

Die Agrarbehörde hat die Personen, die ein
Nutzungsrecht an einem der Teilung unterzo-
genen Grundstück behaupten, festzustellen.
Sie hat überdies durch eine Kundmachung in
der Gemeinde des Teilungsgebietes und allen-
falls in sonst geeigneter Weise eine allgemeine
Aufforderung zu erlassen, innerhalb eines Mo-
nates vom Tage der Veröffentlichung dieser
Aufforderung einen Anspruch auf Nutzungs-
rechte bei sonstigem Verlust dieses Anspruches
bei der Agrarbehörde geltend zu machen.

§ 53
Ansprüche der Parteien, 

gemeinsame wirtschaftliche Anlagen
(1) Bei der Einzelteilung hat jede Partei nach

dem festgestellten Wert ihres Anteilsrechtes an
den agrargemeinschaftlichen Grundstücken
und sonstigen in die Teilung einbezogenen Lie-
genschaften und Vermögenschaften  Anspruch
auf vollen Gegenwert, tunlichst in Grund und
Boden. Stehen agrargemeinschaftliche Grund-
stücke auf Grund eines agrarbehördlichen Be-
scheides in Einzelnutzung, so ist bei Durch-
führung eines Einzel- oder Sonderteilungsver-
fahrens von einer Bewertung der Grundstücke
abzusehen. Der Nutzungsberechtigte hat An-
spruch, die in seiner Einzelnutzung stehende
Fläche als Abfindungsgrundstück zu erhalten.
Diese Bestimmung gilt nicht für Teilwälder.

(2) Hinsichtlich der gemeinsamen wirt-
schaftlichen Anlagen ist § 47 anzuwenden.

§ 54
Feststellung der Anteilsrechte

(1) Zur Feststellung der Anteilsrechte der
einzelnen Parteien ist zunächst ein Überein-
kommen anzustreben.

(2) Wird ein Übereinkommen nicht erzielt,
so ist bei der Ermittlung der Anteilsrechte, so-
fern nicht urkundliche Nachweise über ihren
Bestand und ihren Umfang vorhanden sind,
von der örtlichen Übung und, wenn dies nicht

möglich ist, von dem unter Bedachtnahme auf
die örtliche Übung zu ermittelnden Haus- und
Gutsbedarf der berechtigten Liegenschaften
auszugehen. Dabei ist § 64 Z. 2 bis 4 sinngemäß
anzuwenden. Fehlen die zur Ermittlung des
Bestandes oder des Umfanges eines Teilwal-
des nötigen urkundlichen Nachweise, so ist
vom letzten ruhigen Besitzstand auszugehen.

(3) Bei der Ermittlung des Haus- und Guts-
bedarfes sind insbesondere zu berücksichtigen:

a) hinsichtlich der Weide die Viehzahl, die
der nach der landwirtschaftlichen Nutzfläche
gegebenen Überwinterungsmöglichkeit ent-
spricht;

b) hinsichtlich des Nutzholzes der Bedarf für
die Erhaltung eines Wohnhauses ortsüblicher
Größe und Bauart und eines Wirtschaftsge-
bäudes ortsüblicher Bauart, das der Größe des
landwirtschaftlichen Betriebes der Stammsitz-
liegenschaft unter Berücksichtigung der Vieh-
zahl (lit. a) entspricht, sowie der Bedarf für das
ortsübliche Zubehör (Zäune, Schupfen);

c) hinsichtlich des Brennholzes der ortsüb-
liche Bedarf für den Haushalt einer Familie.

(4) Bei der Beurteilung des Haus- und Guts-
bedarfes an Holznutzungen sind die nach der
Bonität möglichen Erträge eigener, vor dem
Jahr 1930 erworbener oder zur ausschließli-
chen Nutzung zugewiesener Wälder nur inso-
weit zu berücksichtigen, als deren Anrechnung
im Sinne des § 81 Abs. 3 der Tiroler Gemein-
deordnung 1966, LGBl. Nr. 4, in der jeweils
geltenden Fassung, ortsüblich ist.

(5) Das Ruhen von Nutzungsrechten ist ent-
sprechend der örtlichen Übung zu verfügen.

(6) Gehören zu einer Stammsitzliegenschaft
weder Wohn- und Wirtschaftsgebäude noch
landwirtschaftliche Grundstücke in dem für die
Haltung einer Großvieheinheit erforderlichen
Mindestausmaß, so ist das mit ihr verbundene
Anteilsrecht als erloschen zu erklären.

(7) Mit Zustimmung ihrer Eigentümer kön-
nen außer den agrargemeinschaftlichen auch
im Einzeleigentum stehende Grundstücke in
das Regulierungsverfahren einbezogen, be-
wertet und in Anteilsrechten an der Agrarge-
meinschaft abgegolten werden.

§ 55
Bewertung der Anteilsrechte 

und Grundstücke
Die gemäß § 54 festgestellten Anteilsrechte

sind nach ihrem Umfang in Vergleichswerten
auszudrücken. Für die Bewertung der aufzu-
teilenden Grundstücke sind die Bestimmungen
der §§ 13, 14, 15, 21 und 31 Z. 6 sinngemäß
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anzuwenden. Über das Ergebnis der Bewer-
tung ist ein Bescheid (Bewertungsplan) zu er-
lassen.

§ 56
Verzeichnis der Anteilsrechte

(1) Die Anteilsrechte (§ 54) der Parteien sind
mit ihrer Bewertung, dem gegenseitigen Ver-
hältnis dieser Rechte und Werte und der Bewer-
tung der zu teilenden Grundstücke in einem Ver-
zeichnis der Anteilsrechte zusammenzustellen.

(2) Wenn hinsichtlich der Richtigkeit und der
Vollständigkeit des Verzeichnisses kein Zwei-
fel besteht, so kann die Auflegung und Kund-
machung entfallen.

§ 57
Forderungen

(1) Ziffernmäßig bestimmte Forderungen,
welche auf einem der Teilung unterzogenen
Grundstück bücherlich sichergestellt sind,
bleiben, wenn ein Teil dieses Grundstückes bei
der Teilung der Ortsgemeinde (Ortschaft), ei-
nem Gemeindeteil, einer Nachbarschaft oder
agrarischen Gemeinschaft zugewiesen wird,
ausschließlich auf diesem Teil versichert, so-
bald derlei Forderungen innerhalb der ersten
zwei Drittel des Ertragswertes dieses Teiles ih-
re vollständige Bedeckung finden.

(2) Ist letzteres nicht der Fall, so muß der un-
bedeckte Rest einer solchen Forderung von al-
len Parteien nach Verhältnis ihrer der Teilung
zugrunde gelegten Anteilsrechte dem Gläubi-
ger sofort zurückgezahlt werden. Dieser kann
die Annahme der Zahlung nicht verweigern.
Wurde aber kein Teil des der Teilung unterzo-
genen Grundstückes der Ortsgemeinde (Ort-
schaft), einem Gemeindeteil, einer Nachbar-
schaft oder agrarischen Gemeinschaft zuge-
wiesen, so muß die ganze Forderung in glei-
cher Weise zurückgezahlt werden.

(3) Lautet eine auf den der Teilung unterzo-
genen Grundstücken bücherlich sichergestellte
Forderung auf keinen ziffernmäßig bestimmten
Betrag, so hat die Agrarbehörde zur Feststellung
eines solchen Betrages ein Übereinkommen zu
versuchen und, je nachdem ein solches zustan-
de kommt oder nicht, entweder nach den vor-
stehenden Bestimmungen vorzugehen oder die
Forderungen simultan auf alle aus dem geteil-
ten Grundstück zugewiesenen Abfindungen zu
verweisen.

§ 58
Grunddienstbarkeiten und Reallasten
Grunddienstbarkeiten, die infolge einer Tei-

lung oder der im Zuge einer Teilung ausgeführ-
ten gemeinsamen wirtschaftlichen Anlage für
das herrschende Grundstück entbehrlich wer-

den, sind ohne Entschädigung aufzuheben.
Grunddienstbarkeiten und Reallasten sind nur
dann neu aufzuerlegen, wenn sie aus wirt-
schaftlichen Gründen notwendig sind.

§ 59
Einzelteilungsplan

(1) Nach Klarstellung aller im bisherigen
Verfahren zu erörternden Verhältnisse sind die
Abfindungsberechnung und der Abfindungs-
ausweis und auf deren Grundlage der Einzel-
teilungsplan zu verfassen. Die Abfindungsbe-
rechnung hat die rechnungsmäßige Ermittlung
des in Grund zu erfüllenden Abfindungsan-
spruches jeder Partei zu enthalten; im Abfin-
dungsausweis sind für jede Partei die ihr ge-
bührenden Grundflächen und Werte und die er-
mittelten einzelnen Abfindungsgrundstücke
übersichtlich zusammenzustellen.

(2) Der Einzelteilungsplan hat aus der
Haupturkunde und einem Lageplan zu beste-
hen, der die Grundstücke in ihrer Gestalt vor
und nach der Teilung zeigt. Die Haupturkunde
hat zu enthalten:

a) die Beschreibung des Teilungsgebietes
einschließlich der in die Teilung einbezogenen
Liegenschaften nach Grundbuchseinlage,
Grundstücksnummer, Ried, Größe, Kulturgat-
tung und Wert der einzelnen Grundstücke bzw.
ihrer Teilflächen;

b) die Aufzählung der Parteien; bei solchen
Parteien, die als Eigentümer einer Stammsitz-
liegenschaft anteilsberechtigt sind, durch An-
führung dieser Liegenschaft mit ihrem Haus-
(Vulgo-) Namen, der Ortschaft, Hausnummer
und Grundbuchseinlage sowie mit Beifügung
des Namens des derzeitigen Eigentümers und
Angabe des Anteilsrechtes oder Gegenstandes
des Forderungsrechtes;

c) die auf die einzelnen Parteien entfallen-
den Abfindungsgrundstücke mit der Angabe
der neuen Grundstücksnummer, des Riedes,
der Größe, der Kulturgattung und des Wertes
sowie die Angabe der Geldausgleichungen für
unerhebliche Verschiedenheiten zwischen Ab-
findungsanspruch und Abfindung in Grund;

d) die Anführung der gemeinsamen wirt-
schaftlichen Anlagen und die Bestimmungen
über ihre Herstellung, Benützung und Erhal-
tung;

e) die Bestimmungen über die Aufhebung
von Grunddienstbarkeiten und Reallasten und
über ihre Neubegründung;

f) die Bestimmungen über die Forderungen
gemäß § 57.
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§ 60
Sonderteilung

(1) Soll die Einzelteilung lediglich durch
Ausscheidung einzelner Mitglieder der Agrar-
gemeinschaft unter Aufrechterhaltung der Ge-
meinschaft zwischen den übrigen Parteien er-
folgen, so ist zunächst zu versuchen, ein Über-
einkommen über die auf die einzelnen aus-
scheidenden Mitglieder und die verbleibende
Gemeinschaft entfallenden Teilflächen und die
übrigen zwischen ihnen und mit sonstigen Be-
teiligten zu regelnden Fragen zu erzielen.
Kommt ein solches Übereinkommen zustande
und bestehen gegen dasselbe vom Standpunkt
allgemein volkswirtschaftlicher oder besonde-
rer landwirtschaftlicher Interessen keine Be-
denken, so ist das Übereinkommen zu geneh-
migen und die Ausscheidung durch Bescheid
auszusprechen.

(2) Kommt ein genehmigungsfähiges Über-
einkommen auch in der Folge nicht zustande,
so ist das Verfahren weiterzuführen und, sofern
sich nicht im Zuge dieses Verfahrens die Vor-
aussetzungen für die Abweisung des Aus-
scheidungsbegehrens ergeben, durch Bescheid
die Ausscheidung auszusprechen.

(3) Der Bescheid hat insbesondere die aus-
scheidenden Mitglieder und die auf sie entfal-
lenden Abfindungsgrundstücke anzuführen so-
wie einen Lageplan zu enthalten, der die Lage
und Form der Grundstücke vor und nach der
Teilung wiedergibt.

§ 61
Abschluß des Einzelteilungsverfahrens
Ist der Einzelteilungsplan (Bescheid über die

Ausscheidung einzelner Mitglieder) rechts-
kräftig geworden, so ist das Verfahren im Sin-
ne des § 49 zu Ende zu führen.

3. Regulierung der gemeinschaftlichen
Benützungs- und Verwaltungsrechte

§ 62
Einleitung des Regulierungsverfahrens
(1) Das Regulierungsverfahren ist auf An-

trag oder von Amts wegen mit Bescheid ein-
zuleiten.

(2) Auf Antrag ist das Regulierungsverfah-
ren einzuleiten, wenn sich mindestens ein Vier-
tel der bekannten Parteien, bei Teilwäldern die
Mehrheit der Parteien des in Aussicht genom-
menen Regulierungsgebietes, für die Einlei-
tung des Verfahrens erklären.

(3) Von Amts wegen ist das Regulierungs-
verfahren einzuleiten, wenn die Regulierung
erforderlich ist, weil

a) die Nutzungen ungeregelt oder der Er-
tragsfähigkeit nicht angepaßt sind oder

b) das Regulierungsverfahren wegen Strei-
tigkeiten hierüber erforderlich erscheint.

Vor der amtswegigen Einleitung ist die Lan-
deslandwirtschaftskammer zu hören.

(4) Das Regulierungsgebiet ist unter Be-
dachtnahme auf wirtschaftliche und örtliche
Zusammenhänge so zu begrenzen, daß die Zie-
le der Regulierung im Sinne der Bestimmun-
gen des § 63 möglichst vollkommen erreicht
werden.

§ 63
Gegenstand des Ermittlungsverfahrens ist

bei der Regulierung der gemeinschaftlichen
Benützungs- und Verwaltungsrechte die Fest-
stellung der Grenzen des Gebietes, der zu-
gehörigen Grundstücke, bei Teilwäldern der
Nutzungsfläche, ihres nachhaltigen Ertrages
und der wirtschaftlich zulässigen Nutzungen,
weiters die Feststellung der Parteien, ihrer An-
teils- oder Forderungsrechte, die Ermittlung
des dem Anteilsrecht entsprechenden Anspru-
ches der einzelnen Parteien auf die Nutzungen,
die Ermittlung und Planung der gemeinsamen
wirtschaftlichen Anlagen, die Schaffung der
Grundlagen für einen Wirtschaftsplan und für
Verwaltungssatzungen, sowie für die Regulie-
rung aller sonstigen Verhältnisse, die einer sol-
chen bedürfen.

§ 64
Im Regulierungsverfahren sind die Bestim-

mungen der §§ 4, 5, 8 Abs. 2 lit. a, 8 Abs. 3 bis
7, 9 Abs. 1 lit. b, 12 Abs. 1, 16 Abs. 2, 17 Abs. 4
und 5, 18 Abs. 2, 26 Abs. 1 und 2 sowie der
§§ 50 bis 56 unter Beachtung folgender Ände-
rungen und Ergänzungen sinngemäß anzu-
wenden:

1. Der Ermittlung der Beitragspflicht zu den
gemeinsamen wirtschaftlichen Anlagen (§ 47)
ist das Verhältnis des Anspruches der Parteien
auf die Nutzungen zugrunde zu legen.

2. Jede Partei hat nach dem Verhältnis ihres
festgestellten Anteilsrechtes Anspruch auf Zu-
erkennung eines solchen Bruchteiles der Ge-
samtnutzung, als es nach Beschaffenheit und
Menge dem Verhältnis ihres bisherigen Rech-
tes zu den Rechten der anderen Parteien ent-
spricht, oder, wenn die Regulierung in der Fest-
stellung der einzelnen Benutzungsrechte selbst
besteht, auf die ungeschmälerte Belassung ih-
res Rechtes. In beiden Fällen jedoch gilt dies
vorbehaltlich der Einschränkungen, die entwe-
der zur zweckmäßigen Regulierung der Aus-
übung der einzelnen Rechte notwendig sind
oder sich aus der verhältnismäßigen Herabset-



228 Stück 23, Nr. 74

zung aller oder einzelner Nutzungen zur Wah-
rung der nachhaltigen Ertragsfähigkeit des
Grundes ergeben.

3. Die Feststellung des Ertrages hat sich auf
den nachhaltigen Bodenertrag und die zulässi-
gen Nutzungen zu beziehen.

4. Der Anspruch auf Nutzungen ist in der
dem Anteilsrecht entsprechenden Höhe in be-
stimmten Anteilen am Ganzen oder nach Art,
Maß, Ort und Zeit der Nutzung im ganzen Re-
gulierungsgebiet oder an Teilen (Nutzungs-
flächen) desselben nach Maßgabe der im ein-
zelnen Fall obwaltenden Umstände oder nur
nach allgemeinen, den herkömmlichen wirt-
schaftlichen Verhältnissen entsprechenden
Grundsätzen festzusetzen.

5. Teilwaldrechte können mit Zustimmung
von zwei Dritteln der Teilwaldberechtigten in
Anteilsrechte an Waldgrundstücken umgewan-
delt werden, die keinen Anspruch auf aus-
schließliche Nutzung einer bestimmten Fläche
geben. Die Ermittlung der Anteilsrechte be-
steht neben den nach § 54 Abs. 2 zu treffenden
Feststellungen in der Festlegung des Verhält-
nisses der einzelnen Teilwaldflächen, die auf
die mittlere Ertragsklasse und Bringungslage
der Gesamtfläche umzurechnen sind, zur Ge-
samtfläche der in Regulierung gezogenen Teil-
wälder. Liegen die auf den einzelnen Teil-
waldflächen vorhandenen Hektarvorräte über
oder unter dem durchschnittlichen Hektarvor-
rat der Gesamtfläche der in Regulierung gezo-
genen Teilwälder, so ist der Unterschied durch
Zu- oder Abschläge an den den Anteilsrechten
entsprechenden Nutzungen auszugleichen.
Der Ausgleichszeitraum ist je nach der Zu-
wachsleistung und der Höhe der Holzvorräte
sowie dem Grad ihrer Verschiedenheit festzu-
legen.

6. Außer den im § 50 vorgesehenen Ermitt-
lungen ist auch zu erheben, ob andere als den
Gegenstand des Regulierungsverfahrens bil-
dende Nutzungsrechte im Sinne dieses Geset-
zes oder im Sinne des Wald- und Weideser-
vitutengesetzes auf dem Regulierungsgebiet
lasten.

7. Bei agrargemeinschaftlichen Grund-
stücken, die im Eigentum einer Gemeinde ste-
hen, gebührt der Gemeinde ein Anteilsrecht
von 20 v. H. des Ertrages im Sinne der Z. 3. Ein
größeres Anteilsrecht steht der Gemeinde in-
soweit zu, als die Nutzung durch die Gemein-
de in den letzten 30 Jahren das Ausmaß von
20 v. H. überschritten hat. Dabei sind Nutzun-
gen zur Deckung der üblichen Investitions- und
Erhaltungskosten nicht zu berücksichtigen.

§ 65
Regulierungsplan

(1) Nach Rechtskraft des Verzeichnisses der
Anteilsrechte ist der Regulierungsplan zu er-
lassen.

(2) Dieser hat insbesondere zu enthalten:
a) die Beschreibung der zum Regulierungs-

gebiet gehörenden Grundstücke unter An-
führung der Grundstücksnummern, der Kultur-
gattungen, der Zahlen der Grundbuchseinlagen
und der Katasterausmaße;

b) Die Entscheidung nach den §§ 33, 34 und
38 Abs. 1;

c) das Verzeichnis der Anteilsrechte;
d) Die Feststellung der nachhaltigen Er-

tragsfähigkeit und die möglichen Nutzungen
des Regulierungsgebietes sowie die Grundsät-
ze, nach denen die den Anteilsrechten entspre-
chenden Nutzungen ausgeübt werden können;

e) die Feststellungen im Sinne des § 64 Z. 4
und die Entscheidung darüber, welcher Rechts-
natur diese Nutzungen sind;

f) Wirtschaftspläne (§§ 66 und 67) und Sat-
zungen (§ 36); diese können auch in getrenn-
ten Bescheiden erlassen werden.

§ 66
Waldwirtschaftsplan

(1) Bei Regulierungen, die agrargemein-
schaftliche Waldgrundstücke nach § 33 betref-
fen, besteht der Wirtschaftsplan für Waldge-
meinschaften (Waldwirtschaftsplan), soweit
die forstrechtlichen Vorschriften nichts ande-
res bestimmen, aus dem schriftlichen Teil
(Waldwirtschaftsbuch) und dem kartographi-
schen Teil (Waldwirtschaftskarte). Bei agrar-
gemeinschaftlichen Waldgrundstücken, die
durch Lawinen, Sturm, Wildverbiß und der-
gleichen besonders gefährdet sind, hat der
Waldwirtschaftsplan auch einen allfälligen Er-
hebungsbericht zu umfassen. Das Waldwirt-
schaftsbuch hat insbesondere die Beschrei-
bung der Waldverhältnisse, die Hiebsatzer-
mittlung, die Bestandsbeschreibung und die
Bestandsvorschläge, die Betriebsvorschriften,
das Grundstücksverzeichnis sowie die Flä-
chen- und Bestandsdaten zu enthalten.

(2) Der Waldwirtschaftsplan hat dem Grund-
satz der Nachhaltigkeit zu entsprechen und die
Herbeiführung einer dem Normalvorrat ent-
sprechenden Größe des stockenden Holzvor-
rates anzustreben. Nebennutzungen sind auf
dasjenige Maß zu beschränken, bei dem die Er-
haltung der standortgemäßen Holzgewächse
und die Erreichung des standortgemäßen Be-
triebszieles nicht gefährdet werden.
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(3) Der Hiebsatz ist getrennt für End- und
Vornutzung zu ermitteln. Im Niederwald ge-
nügt auch die Ermittlung der zulässigen Jah-
resschlagfläche.

(4) Ist der forstliche Gemeinschaftsbesitz
nicht größer als 50 ha oder ist die durch-
schnittliche jährliche Nutzungsmenge nicht
größer als 100 Festmeter, so kann die Erstel-
lung eines Waldwirtschaftsplanes entfallen.

(5) Die nach diesem Gesetz auf agrarge-
meinschaftlichen Grundstücken Nutzungsbe-
rechtigten haben angewiesene Forstprodukte
spätestens bis zum Ende des Jahres, in dem die
Anweisung erfolgte, zu nutzen und bis zu dem
anläßlich der Anweisung festgelegten Zeit-
punkt aus dem Wald abzuführen, ansonsten die
Forstprodukte zugunsten des Grundeigentü-
mers verfallen. Verfallene Forstprodukte gel-
ten als bezogen.

§ 67
Wirtschaftsplan für Alp- 

und Weidegemeinschaften
(1) Bei Regulierungen von gemeinschaftli-

chen Alpen oder Weiden (Gemeindegutsalpen
oder -weiden) besteht der Wirtschaftsplan aus
dem Weideeinrichtungsplan und der Weide-
ordnung samt dem erforderlichen Lageplan;
gehören zum Regulierungsgebiet auch forst-
wirtschaftliche Grundstücke, so ist für die Be-
wirtschaftung derselben ein Wirtschaftsplan in
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen
des § 66 aufzustellen. Dies gilt auch hinsicht-
lich des Alpwaldes.

(2) Der Weideeinrichtungsplan hat zu ent-
halten:

a) die Beschreibung des Weidegebietes und
die Feststellung des nachhaltigen Ertrages, al-
lenfalls getrennt nach den einzelnen Weidetei-
len im Zeitpunkt der Regulierung,

b) Maßnahmen zur Erhöhung und Sicherung
des nachhaltigen Ertrages (Räumung, Säube-
rung, Stufen- und Schanzenbau, Narbenver-
besserung, Reutung, Rodung und Schwen-
dung, Be- und Entwässerung, Vorkehrungen
zur Aufbewahrung und Verwendung des Dün-
gers),

c) Vorkehrungen zur Verbesserung und Ver-
billigung des Betriebes (Weg- und Steiganla-
gen, Seilbahnen, Seilwege, Wasserversorgung,
Erstellung von Wirtschaftsgebäuden, Untertei-
lung in Staffel- und Weideabteilungen, Anlage
von Alpangern zur Gewinnung von Notfutter),

d) Vorkehrungen zur Sicherung gegen Stein-
schlag, Absturz, Wasser-, Mur- und Lawinen-
schäden, Seuchenentwicklung und -verbrei-
tung.

(3) Die Weideordnung hat zu enthalten:
a) Die Festsetzung des Besatzes nach Vieh-

gattung, Termin und Vorgang für den Auftrieb,
b) Verhinderung der Abfuhr von Heu und

Dünger, Bestimmungen über die Viehhaltung
und -hütung sowie Verarbeitung der Milch, ins-
besondere die Verarbeitung nach genossen-
schaftlichen Grundsätzen,

c) Weidewechsel und allfällige Beschrän-
kung oder Verbot des Auftriebes bestimmter
Viehgattungen,

d) Ausführung der Düngung, Düngungs-
plan,

e) Vorschriften zur Verhütung und Bekämp-
fung von Seuchen,

f) Bestimmungen über Einstände und
Schneeflucht.

(4) Sind die gemeinschaftlichen Alp- und
Weidegrundstücke nicht größer als 50 ha, so
kann die Aufstellung eines Wirtschaftsplanes
entfallen. An seiner Stelle ist ein Wirtschafts-
programm nach den Richtlinien dieser Be-
stimmungen entweder für bestimmte Zeit oder
bis zur fallweisen Abänderung zu verfassen,
das von der nachhaltigen Ertragsfähigkeit aus-
zugehen und Bestimmungen gegen eine Über-
nutzung zu enthalten hat.

(5) Verbesserungen (Meliorationen) dürfen
nur insoweit geplant und durchgeführt werden,
als sie eine ausreichende Ertragssteigerung ge-
währleisten und ihre Kosten mit den Vermö-
gensverhältnissen der Gemeinschaft und ihrer
Mitglieder bzw. der Gemeinde und der Nut-
zungsberechtigten im Einklang stehen.

§ 68
Abschluß des Regulierungsverfahrens
Ist der Regulierungsplan rechtskräftig ge-

worden, so ist das Verfahren in sinngemäßer
Anwendung der Bestimmungen des § 49 zu En-
de zu führen.

§ 69
Abänderung von Regulierungsplänen
(1) Die Abänderung der nach dem Teilungs-

Regulierungs-Landesgesetz, LGBl. Nr. 61/
1909, oder nach diesem Gesetz aufgestellten
Regulierungspläne und Verwaltungssatzungen
steht nur der Agrarbehörde zu. Sie kann ent-
weder auf Antrag der Gemeinschaft oder von
Amts wegen erfolgen. Der Antrag der Ge-
meinschaft muß auf einem den Verwaltungs-
satzungen entsprechenden Beschluß des zu-
ständigen Organes der Gemeinschaft beruhen.

(2) Bestehen gegen den Beschluß des Ge-
meinschaftsorganes keine Bedenken, so ist er zu
genehmigen und die Planänderung in einem An-
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hang durchzuführen. Den einzelnen Mitgliedern
der Gemeinschaft steht gegen die Genehmigung
des Beschlusses und die Planänderung keine Be-
rufung zu. Sie haben vielmehr allfällige Ein-
wendungen, soweit sie nach den Verwaltungs-
satzungen zulässig sind, in der in diesen vorge-
sehenen Art und Frist anläßlich der Beschluß-
fassung der Agargemeinschaft vorzubringen.

(3) Die Abweisung des Antrages der Ge-
meinschaft und die Abänderung von Amts we-
gen erfolgt durch Bescheid, gegen den im er-
sten Fall der Gemeinschaft, im zweiten Fall
dieser und den einzelnen Parteien die Berufung
offen steht.

(4) Der Plananhang ist den Behörden, wel-
chen der Regulierungsplan übermittelt wurde,
zu übersenden.

§ 70
Vorläufige Regulierung der Benutzungs- 

und Verwaltungsrechte
(1) Die Agrarbehörde kann auf Antrag einer

Partei oder von Amts wegen durch Bescheid
a) bei Agrargemeinschaften, bei denen ein

Teilungs- oder Regulierungsverfahren noch
nicht eingeleitet ist, die Verwaltung der Ge-
meinschaft oder die Ausübung der Nutzungs-
rechte und der Nutzung der Teilwälder vorläu-
fig regeln, wenn dies zur Sicherung der geregel-
ten und zweckmäßigen Nutzung und Bewirt-
schaftung der gemeinschaftlichen Grundstücke,
zur Erreichung einer pfleglichen Behandlung
und zur Wahrung der nachhaltigen Ertrags-
fähigkeit derselben geboten erscheint; durch Be-
scheid können insbesondere Verwaltungssat-
zungen und Wirtschaftspläne erlassen werden;

b) nach Einleitung eines Teilungs- oder Re-
gulierungsverfahrens bis zur Übergabe der
Teilflächen (Abfindungsgrundstücke) oder bis
zur Rechtskraft des Regulierungsplanes unter
der in lit. a angegebenen Voraussetzung vor-
läufig Verwaltungssatzungen und Wirtschafts-
pläne erlassen.

(2) Solche Bescheide, die eine Entscheidung
über den Bestand oder das Ausmaß von Par-
teienrechten nicht zu enthalten haben, können
von der Agrarbehörde jederzeit abgeändert
werden.

3 .  H A U P T S T Ü C K
Behörden und 

allgemeine Verfahrensbestimmungen
§ 71

Allgemeine Zuständigkeit der Agrarbehörde
Zusammenlegungen, Flurbereinigungen

und die Ordnung der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse an agrargemein-

schaftlichen Grundstücken durch Regulierun-
gen oder Teilungen sind unter Ausschluß des
Rechtsweges von der Agrarbehörde durchzu-
führen.

§ 72
Zuständigkeit der Agrarbehörde 

im Zuge eines Verfahrens
(1) Die Verordnungen über die Einleitung

und den Abschluß und über die Einstellung ei-
nes Zusammenlegungsverfahrens und über die
Begründung bzw. Auflösung einer Zusam-
menlegungsgemeinschaft sind im „Boten für
Tirol“ bekanntzumachen.

(2) Der Eintritt der Rechtskraft der Beschei-
de über die Einleitung und über den Abschluß
von Flurbereinigungs-, Regulierungs- oder
Teilungsverfahren ist an der Amtstafel der
Agrarbehörde und in jenen Gemeinden, in de-
nen die Grundstücke liegen, auf die sich das
Verfahren bezieht, durch zwei Wochen öffent-
lich bekanntzumachen.

(3) Die Einleitung und der Abschluß eines
Verfahrens sind den zuständigen Grundbuchs-
gerichten, Bezirksverwaltungsbehörden, Ver-
messungsbehörden, Gemeinden, der Landes-
landwirtschaftskammer und der jeweils zu-
ständigen Bezirkslandwirtschaftskammer so-
wie der Katasterdienststelle des Bundesamtes
für Eich- und Vermessungswesen mitzuteilen.

(4) Die Zuständigkeit der Agrarbehörde er-
streckt sich von der Einleitung bis zum Ab-
schluß eines Zusammenlegungs-, Flurbereini-
gungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfah-
rens, sofern sich aus dem Abs. 7 nichts anderes
ergibt, auf die Verhandlung und Entscheidung
über alle tatsächlichen und rechtlichen Verhält-
nisse, die zum Zwecke der Durchführung der
Zusammenlegung, Flurbereinigung, Teilung
oder Regulierung in das Verfahren einbezogen
werden müssen. Während dieses Zeitraumes ist
in diesen Angelegenheiten die Zuständigkeit
der Behörden ausgeschlossen, in deren Wir-
kungskreis die Angelegenheiten sonst gehören.

(5) Diese Zuständigkeit der Agrarbehörde
erstreckt sich insbesondere auf:

a) Streitigkeiten über Eigentum und Besitz
an den in das Verfahren einbezogenen Grund-
stücken;

b) Streitigkeiten über den Grenzverlauf der
in lit. a angeführten Grundstücke einschließ-
lich der Streitigkeiten über den Grenzverlauf
zwischen einbezogenen und nicht einbezoge-
nen Grundstücken;

c) Streitigkeiten über Gegenleistungen für
die Benutzung von in das Verfahren einbezo-
genen Grundstücken.
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(6) Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind
von der Agrarbehörde die Normen, die sonst
für diese Angelegenheiten gelten (z. B. die Vor-
schriften des bürgerlichen Rechtes, des Was-
ser- und Forstrechtes), anzuwenden.

(7) Von der Zuständigkeit der Agrarbehörde
sind ausgeschlossen:

a) Streitigkeiten der im Abs. 5 erwähnten Art,
die vor Einleitung des Agrarverfahrens bereits
vor dem ordentlichen Richter anhängig waren;

b) Streitigkeiten über Eigentum und Besitz
an Liegenschaften, mit denen ein Anteil an den
agrargemeinschaftlichen Grundstücken, ein
Benutzungs- und Verwaltungsrecht oder ein
Anspruch auf Gegenleistungen bezüglich sol-
cher Grundstücke verbunden ist;

c) die Angelegenheiten der Eisenbahnen, der
Bundesstraßen, der Landesstraßen, der Schiff-
fahrt, der Luftfahrt, des Bergbaues, der Jagd
und der Fischerei.

§ 73
Zuständigkeit der Agrarbehörde 

außerhalb eines Verfahrens
Der Agrarbehörde steht außerhalb eines Ver-

fahrens (§ 72) die Entscheidung über die Fra-
gen zu,

a) ob in einem gegebenen Falle eine Agrar-
gemeinschaft vorhanden ist,

b) auf welches Gebiet sich die Grundstücke
einer Agrargemeinschaft erstrecken (§ 33),

c) wer Eigentümer der agrargemeinschaftli-
chen Grundstücke ist (§ 38 Abs. 1),

d) ob Gemeindegut oder Gemeindevermö-
gen vorliegt oder ob es sich um Grundstücke
nach § 33 Abs. 2 lit. d handelt,

e) ob und in welchem Umfang einer Stamm-
sitzliegenschaft oder einer Person Anteilsrech-
te an agrargemeinschaftlichen Grundstücken
zustehen.

§ 74
Parteien

(1) Parteien des Zusammenlegungs- oder
Flurbereinigungsverfahrens sind:

a) die Eigentümer der Grundstücke, die der
Zusammenlegung bzw. Flurbereinigung unter-
zogen werden;

b) die Zusammenlegungs- oder Flurbereini-
gungsgemeinschaft;

c) die Gebietskörperschaften und Unterneh-
men, zu deren Gunsten ein Enteignungsrecht
für Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen
Interesse (§ 1 Abs. 2 lit. b) an den in das Ver-
fahren einbezogenen Grundstücken besteht;

d) Siedlungsträger nach dem Tiroler land-
wirtschaftlichen Siedlungsgesetz 1969, LGBl.
Nr. 49.

(2) Parteien des Regulierungs- und Tei-
lungsverfahrens sind:

a) die Miteigentümer der agrargemein-
schaftlichen Grundstücke und die Agrarge-
meinschaft;

b) Personen, die ihre Nutzungsansprüche auf
ihre persönliche oder mit einem Besitz ver-
bundene Zugehörigkeit zu einer Gemeinde, zu
einem Gemeindeteil (Ortschaft) oder zu einer
Agrargemeinschaft stützen;

c) die Gemeinde, der ein Anteilsrecht zu-
steht;

d) Siedlungsträger nach dem Tiroler land-
wirtschaftlichen Siedlungsgesetz 1969.

(3) Parteien in einem Verfahren nach § 6 Abs.
1 sind außer dem Antragsteller der bücherliche
Eigentümer und die Person, der das betreffen-
de Grundstück als Abfindung zugewiesen wur-
de. In einem Verfahren nach § 17 sind Partei-
en die Zusammenlegungsgemeinschaft und die
Eigentümer der Grundstücke, die für die
Durchführung einer gemeinsamen Maßnahme
oder für die Errichtung der gemeinsamen An-
lage herangezogen werden müssen.

(4) Im übrigen kommt Personen eine Partei-
stellung nur insoweit zu, als ihnen in diesem
Gesetz Rechte eingeräumt oder Pflichten auf-
erlegt sind.

§ 75
Widerruf von Anträgen und Parteien-

erklärungen, Bindung der Rechtsnachfol-
ger, Genehmigung von Übereinkommen
(1) Anträge auf Einleitung eines Flurberei-

nigungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfah-
rens, ferner die im Laufe eines Verfahrens vor
oder gegenüber der Agrarbehörde abgegebe-
nen Erklärungen und die mit Genehmigung der
Agrarbehörde abgeschlossenen Vergleiche be-
dürfen weder einer Zustimmung dritter Perso-
nen, noch unterliegen sie einer Genehmigung
durch Verwaltungs-, Pflegschafts- oder Fidei-
kommißbehörden; sie dürfen nur mit Zustim-
mung der Agrarbehörde widerrufen werden;
die Zustimmung ist zu versagen, wenn aus ei-
nem Widerruf eine erhebliche Störung des Ver-
fahrens zu besorgen ist, wie insbesondere dann,
wenn auf Grund dieser Erklärungen bereits
wirtschaftliche Maßnahmen gesetzt wurden
oder Rechtshandlungen oder Bescheide ergan-
gen sind.

(2) Die während des Verfahrens durch Be-
scheide oder durch vor der Agrarbehörde ab-
gegebene Erklärungen der Parteien geschaffe-
ne Rechtslage ist auch für die Rechtsnachfol-
ger bindend.
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(3) Im Falle eines Eigentumswechsels tritt
der Erwerber des Grundstückes in das Verfah-
ren in der Lage ein, in der es sich befindet.

(4) Die zur Ordnung der rechtlichen und
wirtschaftlichen Verhältnisse an agrargemein-
schaftlichen Grundstücken abgeschlossenen
Parteienübereinkommen bedürfen der Geneh-
migung der Agrarbehörde. Die Genehmigung
ist zu versagen, wenn eine Gefährdung des
Wirtschaftsbetriebes der Agrargemeinschaft
oder der Stammsitzliegenschaften eintritt, lan-
deskulturelle Interessen verletzt werden oder
eine erhebliche Störung des Verfahrens zu be-
sorgen ist.

§ 76
Übergangsverfügungen 

der Agrarbehörde
(1) Die Agrarbehörde hat bei Vorliegen wirt-

schaftlicher oder rechtlicher Gründe Verfü-
gungen zu treffen, um einen angemessenen
Übergang in die neue Gestaltung des Grund-
besitzes zu gewährleisten. Es kann hiebei ins-
besondere der Zeitpunkt festgesetzt werden, zu
dem die den Gegenstand des Verfahrens bil-
denden Maßnahmen in Kraft treten bzw. durch-
zuführen sind. Die Bestimmungen des § 24
Abs. 5 sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Im übrigen wird die Rechtsausübung
während des Verfahrens nicht behindert. Exe-
kutionsführungen sind auch während des Ver-
fahrens zulässig.

§ 77
Vermessungen und sonstige Arbeiten

(1) Die im § 1 des Vermessungsgesetzes an-
geführten Aufgaben sind, soweit sie zur Durch-
führung eines Verfahrens erforderlich sind, von
Organen der Agrarbehörde durchzuführen.

(2) Die Agrarbehörde kann dem Verfahren
Pläne, Messungen und Berechnungen zugrun-
de legen, die von befugten Ziviltechnikern ver-
faßt und ausgeführt wurden.

§ 78
Befugnisse der Organe

(1) Die Organe der Agrarbehörde sind un-
beschadet der Bestimmungen des Eisenbahn-
gesetzes 1957, BGBl. Nr. 60, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. Nr. 899/1993, und des
Luftfahrtgesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. Nr. 656/
1994, berechtigt, zur Vorbereitung und Durch-
führung eines Verfahrens nach diesem Gesetz

a) jedes Grundstück mit Ausnahme der dar-
auf errichteten Gebäude zu betreten und, so-
weit es die Bewirtschaftungsverhältnisse er-
lauben, zu befahren,

b) einzelne die Arbeiten hindernde Bäume,
Sträucher und sonstige Pflanzen im notwendi-
gen Umfang zu beseitigen und

c) alle erforderlichen Vermessungszeichen
und Grenzzeichen anzubringen.

(2) Bei Ausübung der Berechtigung nach
Abs. 1 sind Beeinträchtigungen an Grund-
stücken soweit wie möglich zu vermeiden.

§ 79
Bücherliche Eintragungen 
während des Verfahrens

(1) Vom Einlangen der Mitteilung über die
Einleitung des Verfahrens darf bis zur Richtig-
stellung oder Neuanlegung des Grundbuches
in den Grundbuchseinlagen über die das Zu-
sammenlegungs-, Flurbereinigungs-, Regulie-
rungs- oder Teilungsgebiet bildenden Grund-
buchskörper keine bücherliche Eintragung
vorgenommen werden, die mit dem Verfahren
unvereinbar ist.

(2) Das Grundbuchsgericht hat alle während
dieses Zeitraumes einlangenden sowie die
schon vorher eingelangten, aber noch nicht er-
ledigten Grundbuchsgesuche samt allen Beila-
gen mit dem Entwurf des zu erlassenden
Grundbuchsbescheides der Agrarbehörde zu
übermitteln.

(3) Ausgenommen hievon sind:
a) Grundbuchsstücke, die vom Gericht aus

einem privatrechtlichen Grund abweislich er-
ledigt werden;

b) Grundbuchsstücke, die die Anmerkung
persönlicher Verhältnisse, der Hypothekar-
klage, der Aufkündigung oder Eintragung im
Exekutionsverfahren und Eintragungen oder
Löschungen von Pfandrechten zum Gegen-
stand haben.

§ 80
Gegenüberstellung

(1) Zur Ermöglichung des Grundverkehrs
mit Grundabfindungen oder Abfindungs-
grundstücken vor der Richtigstellung oder
Neuanlegung des Grundbuches hat die Agrar-
behörde der Partei auf Antrag bekanntzugeben,
welche dem Verfahren unterzogenen alten
Grundstücke den Grundabfindungen oder Ab-
findungsgrundstücken entsprechen, die Ge-
genstand des beabsichtigten Rechtsgeschäftes
sind (Gegenüberstellung).

(2) In den über solche Grundabfindungen
oder Abfindungsgrundstücke errichteten
rechtsgeschäftlichen Urkunden sind bei son-
stiger Unvereinbarkeit mit dem Verfahren (§ 82
Abs. 2) sowohl die betreffenden Grundabfin-
dungen oder Abfindungsgrundstücke als auch
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die diesen entsprechenden alten Grundstücke
anzuführen.

§ 81
Verfügungen des Grundbuchsgerichtes
(1) Das Grundbuchsgericht hat die Einlei-

tung des Verfahrens unter Bezugnahme auf die
Mitteilung der Agrarbehörde in den betreffen-
den Grundbuchseinlagen anzumerken. Die An-
merkung hat die Wirkung, daß jedermann die
Ergebnisse des Verfahrens gegen sich gelten
lassen muß.

(2) In gleicher Weise ist vorzugehen, wenn
dem Grundbuchsgericht mitgeteilt wird, daß in
das Verfahren nachträglich Liegenschaften ein-
bezogen werden.

(3) Bei Eröffnung einer neuen Grundbuchs-
einlage hat das Grundbuchsgericht den Inhalt
der neugebildeten Einlage der Agrarbehörde
durch Übersendung eines amtlichen Grund-
buchsauszuges mitzuteilen. Wird bei diesem
Anlaß eine Parzellenteilung durchgeführt, so
ist der Agrarbehörde überdies der mit dem Ab-
trennungsgesuch vorgelegte Teilungsplan mit-
zuteilen.

§ 82
Entscheidung der Agrarbehörde 

über die Zulässigkeit der Eintragung
(1) Findet die Agrarbehörde, daß die bean-

tragte und nach dem entworfenen Grund-
buchsbescheid vom Gericht für zulässig ge-
haltene Eintragung mit dem Verfahren verein-
bar ist, so hat sie ihre Zustimmung unverzüg-
lich dem Grundbuchsgericht bekanntzugeben.

(2) Andernfalls hat sie auszusprechen, daß
die Eintragung mit dem Verfahren unvereinbar
ist. Der Bescheid ist dem Gesuchsteller, dem
bücherlichen Eigentümer und gegebenenfalls
der Person zuzustellen, der das betreffende
Grundstück als Abfindung zukommen soll. Der
Bescheid ist nach Eintritt der Rechtskraft dem
Gericht unter Rückstellung des Gesuches und
des Entwurfes des Grundbuchsbescheides mit-
zuteilen. Das Grundbuchsgericht ist an die Ent-
scheidung der Agrarbehörde gebunden und hat
sie seiner Entscheidung zugrunde zu legen.

(3) Sämtliche Entscheidungen des Grund-
buchsgerichtes mit Ausnahme der Rangord-
nungsbeschlüsse sind auch der Agrarbehörde
zuzustellen.

§ 83
Die Vorschriften der §§ 79, 81 und 82 gelten

auch für das Gericht zweiter Instanz, allenfalls
den Obersten Gerichtshof, wenn eine in der Vor-
instanz vor Einlangen der Mitteilung über die
Einleitung des Verfahrens abgeschlagene Ein-
tragung im Rekurswege bewilligt werden soll.

§ 84
Richtigstellung des Grundbuches und 
des Grundsteuer- oder Grenzkatasters
(1) Die zur Richtigstellung oder Neuanle-

gung des Grundbuches und des Grundsteuer-
oder Grenzkatasters erforderlichen Behelfe hat
die Agrarbehörde nach Rechtskraft des Zusam-
menlegungs-, Flurbereinigungs-, Regulierungs-
oder Teilungsplanes den hiefür zuständigen
Gerichten und anderen Behörden einzusenden.

(2) Die Richtigstellung des Grundbuches er-
folgt ebenso wie die des Grundsteuer- oder
Grenzkatasters von Amts wegen. Bei den auf
Grund von Bescheiden sowie von behördlich
genehmigten Vergleichen vorzunehmenden
Eintragungen in das Grundbuch findet eine
Einvernehmung dritter Personen, für die ding-
liche Rechte haften, nicht statt.

(3) Die Agrarbehörde kann im Falle der vor-
läufigen Übernahme die Richtigstellung des
Grundbuches und des Grundsteuer- oder
Grenzkatasters schon vor Rechtskraft des Zu-
sammenlegungs- oder Flurbereinigungsplanes
veranlassen, wenn aus einem längeren Auf-
schub der Ausführung des Zusammenlegungs-
oder Flurbereinigungsplanes erhebliche Nach-
teile erwachsen würden und eine wesentliche
Abänderung des Zusammenlegungs- oder
Flurbereinigungsplanes auf Grund von Beru-
fungen nicht zu erwarten ist.

(4) Wird ein nach Abs. 3 vorzeitig verbücher-
ter Zusammenlegungs- oder Flurbereinigungs-
plan im Zuge des Berufungsverfahrens geändert,
so hat die Agrarbehörde die entsprechende Rich-
tigstellung des Grundbuches und des Grund-
steuer- oder Grenzkatasters zu veranlassen.

(5) Die gemäß § 81 Abs. 1 erfolgte Anmer-
kung der Einleitung des Verfahrens darf im Fal-
le der vorzeitigen Grundbuchsberichtigung
nach Abs. 3 erst nach Einlangen der Mitteilung
der Agrarbehörde über den Eintritt der Rechts-
kraft des Zusammenlegungs- oder Flurbereini-
gungsplanes gelöscht werden.

4 .  H A U P T S T Ü C K
§ 85

Strafbestimmungen
(1) Wer
a) Einrichtungen, Zeichen oder Markierun-

gen, die zur Vorbereitung und Durchführung
eines Verfahrens nach diesem Gesetz dienen,
beschädigt, beseitigt oder zerstört oder

b) den von der Behörde zur Durchführung
eines Verfahrens nach diesem Gesetz getroffe-
nen Anordnungen zuwiderhandelt oder

c) seine Pflichten als Mitglied oder Organ
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einer Zusammenlegungs-, Flurbereinigungs-
oder Agrargemeinschaft trotz Aufforderung
durch die Agrarbehörde nicht nachkommt, be-
geht eine Verwaltungsübertretung und ist mit
einer Geldstrafe bis 30.000,– Schilling zu be-
strafen.

(2) Der Erlös der Geldstrafen fließt dem Lan-
deskulturfonds für Tirol zu.

(3) Im Straferkenntnis ist auch über die aus
der Verwaltungsübertretung abgeleiteten privat-
rechtlichen Ansprüche zu entscheiden (§ 57 des
Verwaltungsstrafgesetzes 1991, BGBl. Nr. 52).

§ 86
Gebühren- und Abgabenbefreiung

Alle Amtshandlungen und schriftlichen Aus-
fertigungen in Angelegenheiten dieses Gesetzes

sind von den durch landesrechtliche Vorschrif-
ten vorgesehenen Gebühren und Verwaltungs-
abgaben befreit.

§ 87
Inkrafttreten des Gesetzes

(1) Die auf Grund der bisher geltenden Vor-
schriften in Rechtskraft erwachsenen Entschei-
dungen der Agrarbehörde, wie die Liste der Par-
teien, das Verzeichnis der Anteilsrechte, weiters
die Zusammenlegungs-, Teilungs- und Regu-
lierungspläne, bleiben in Kraft und sind dem
weiteren Verfahren zugrunde zu legen.

(2) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner
Kundmachung in Kraft. Mit diesem Zeitpunkt
verliert das Flurverfassungs-Landesgesetz,
LGBl. Nr. 42/1935, seine Geltung.
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